
Mit-Bestimmen!  
Mit-Gestalten!  

Mit-Verhindern!? 

Hamburger Gespräche für Naturschutz

2014



Mit-Bestimmen! Mit-Gestalten!  
Mit-Verhindern!?

Ein Symposium über das Ringen um das 
rechte Maß an bürgerlicher Partizipation

Um die Lesbarkeit des Berichts zu erleichtern, wurde durchgehend die maskuline Form für Personenbezeichnungen gewählt, 
wobei diese Schreibweise ausdrücklich Frauen und Männer gleichermaßen einschließt.



05Inhalt

06

07

10

12 
 

18 
 

24 
 

30 
 

34 

36

38

44

46

47

Vorwort   Dr. Johannes Merck

Einführung   Dr. Michael Otto

Beiträge

Der mutige (Wut-) Bürger? Chancen und Risiken von  
mehr Bürgerbeteiligung 
Prof. Dr. Dr. h. c. Gesine Schwan 

Partizipation und Naturschutz: Worauf kommt es an? 
Erfahrungen aus Afrika und Südamerika 
Philipp Göltenboth

Zwischen den Forderungen der Bürger und den 
Anforderungen des Transformationsdrucks 
Dr. Hans-Peter Meister 

Der Einfluss der Verbraucher: Mehr direkte Demokratie – 
Risiko oder Chance?  
Gerd Billen

Quergedacht – ein zusammenfassendes Fazit  
Andreas Sentker

Diskussion und Ausblick

Abschlussdiskussion 

Die Hamburger Gespräche für Naturschutz

Michael Otto Stiftung für Umweltschutz

Impressum und Bildnachweise



06 07

Dr. Johannes Merck, Vorstand der Michael Otto Stiftung für Umweltschutz Dr. Michael Otto, Vorsitzender des Kuratoriums der Michael Otto Stiftung für Umweltschutz

Vorwort Einführung 

Vorwort und Einführung  Vorwort und Einführung

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich freue mich, Sie zu den elften Hamburger Gesprächen für Naturschutz begrüßen 
zu dürfen. Diese Veranstaltung ist für die Michael Otto Stiftung immer ein Ereignis, 
auf das wir uns besonders freuen. Das liegt zum einen daran, dass sie uns eine 
wunderbare Gelegenheit bietet, unser Netzwerk zu pflegen. Zum anderen bekommen 
wir hier aber auch Impulse, die ganz maßgeblich für unsere Arbeit sind und uns 
zeigen, wo wir die spezifische Wirksamkeit der Michael Otto Stiftung besonders gut 
einsetzen können. Denn wir sind ja nicht nur fördernd tätig und unternehmen verschie-
dene Projekte im Bildungsbereich, sondern wir entwickeln auch ergebnisorientierte 
Dialoge. Mit ihnen wollen wir einen Beitrag dazu leisten, die Kluft zwischen dem 
Wissen und dem Handeln zu überbrücken.

So haben wir in der Vergangenheit auf Grundlage der hiesigen Diskussionen beispiels-
weise einen engagierten Wattenmeerdialog angestoßen und ein Leitbild entworfen, 
das nun die politische Diskussion beflügelt. Wir haben Konzepte erarbeitet, um durch 
eine kluge Steuerung der Finanzströme die Förderung der Artenvielfalt auch in der 
intensiven Landwirtschaft zu ermöglichen. Und wir haben einen Dialog darüber 
initiiert, wie die Wirtschaft stärker zum Gelingen der Energiewende beitragen kann. 
Aufbauend darauf haben wir unter anderem die Initiative 2° – Deutsche Unternehmer 
für Klimaschutz gegründet. Bei diesen vielfältigen Aktivitäten stoßen auch wir in 
unserer Wirksamkeit überall auf eine komplexe Gemengelage und mithin auf das 
Phänomen, was uns heute beschäftigen soll, nämlich das Phänomen Partizipation.

Die Michael Otto Stiftung sieht sich im Naturschutz selbst als Stakeholder und hat den 
Anspruch, sich in den gesellschaftlichen Dialog einzubringen, also zu partizipieren. 
Mit Blick auf die Erfahrung, die wir dabei gesammelt haben und auf die Bedeutung, 
die das Thema zunehmend bekommt, haben wir beschlossen, uns in diesem Jahr 
mit der Diskussion um das rechte Maß der bürgerlichen Teilhabe an politischen Ent-
scheidungen zu beschäftigen. Wir werden aus ganz unterschiedlichen Blickwinkeln 
darauf schauen, nämlich aus der Perspektive der Sozial- und Politikwissenschaften, 
aus der Perspektive einer NGO, die im internationalen Naturschutz tätig ist, aus der 
Perspektive der Wirtschaft und aus der Perspektive der Politik. Ich bin gespannt auf 
die vor uns liegenden Vorträge und freue mich auf einen regen Austausch mit Ihnen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

auch ich möchte Sie ganz herzlich zur heutigen Veranstaltung begrüßen. Mit-
Bestimmen! Mit-Gestalten! Mit-Verhindern!? Das Fragezeichen am Ende des Titels 
unserer diesjährigen Hamburger Gespräche ist natürlich bewusst gesetzt. Bürger-
bewegungen haben viel Gutes bewirkt. Sie hatten Wandel zum Ziel und brachten 
Veränderungen ins Rollen, ohne die wir heute nicht so offen und gleichberechtigt 
miteinander leben würden. Die Geschichte gibt uns dafür viele Beispiele: Die Bürger-
rechtsbewegung in den USA in den 1950er und 1960er Jahren, die Studenten
bewegung der 1968er Generation, die für eine liberalere Gesellschaft mit der Obrigkeit 
stritt und die Proteste der 1970er Jahre, die vor allem aus der Anti-Atomkraftbewegung 
heraus entstanden. In all diesen Fällen haben das Engagement sowie der Sinn für 
gesellschaftliche Verantwortung erst einiger weniger, dann vieler Menschen den 
Lauf der Dinge nachhaltig zum Besseren beeinflusst. Es ist die Basis jeder Demo-
kratie, dass die Meinung der Bürger im politischen Geschehen Gehör findet.

Protestbewegungen sind nicht neu. Durch die modernen Medien allerdings stehen 
den heutigen Widerständlern ganz neue Mittel der Kommunikation und Mobilisierung 
zur Verfügung. Selbst lokal begrenzte Proteste erreichen so eine breite Öffentlich-
keit. Heute wird landesweit darüber diskutiert, die Instrumente direkter Demokratie 
auszuweiten. Das repräsentative System reicht den Bürgern scheinbar nicht mehr 
aus und die Menschen fordern mehr Möglichkeiten, an gesellschaftsrelevanten 
Prozessen unmittelbar teilnehmen zu können. Diese Entwicklung offenbart sich bei 
Planungsverfahren, die ohne bürgerliche Beteiligung keine Chance mehr auf Reali-
sierung haben. Beispiele dafür sind der Ausbau des Frankfurter Flughafens oder  
die aktuellen Vorhaben der Elbvertiefung. Außerdem werden vielerorts Volksabstim-
mungen durchgeführt. Diese nehmen nicht nur Einfluss auf den politischen Willen, 
sondern übertrumpfen in manchen Fällen sogar die parlamentarischen Entschei-
dungen, selbst wenn sie in einem parteiübergreifenden Konsens getroffen wurden. 
Exemplarisch dafür ist der Rückkauf der Hamburger Stromnetze durch die öffentli-
che Hand.

Einige Stimmen interpretieren die gegenwärtigen bürgerlichen Proteste als Legitima-
tionskrise der repräsentativen Demokratie. Andere erkennen in der zunehmenden 
Bereitschaft der Zivilgesellschaft, sich durch Beteiligungsverfahren einzubringen, eine 
Neubelebung des politischen Systems. Ob man es negativ oder positiv betrachtet: 
Bei der Planung von Großprojekten wägen zurzeit fast alle betroffenen Vertreter aus 
Politik, Unternehmen und Verbänden die Vor- und Nachteile bürgerlicher Partizipation 
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Vorhaben, das zuvor von einem Großteil der Bevölkerung befürwortet wurde. 2012 
waren laut wissenschaftlicher Umfragen etwa 95 Prozent der Bundesbürger für  
den Ausbau der erneuerbaren Energien. Eine Studie im Auftrag des Bundesumwelt-
ministeriums des gleichen Jahres deckte allerdings auf, dass nur 42 Prozent den 
Ausbau von Hochspannungsleitungen und Masten befürworten würden. Sieht man 
sich die Widerständler genauer an, stellt man fest, dass Proteste oft lokal begrenzt 
sind. Einige wenige scheinen medienwirksam die notwendige Umgestaltung der 
Energieversorgung zu verhindern – zum Nachteil aller. Können diese Forderungen 
deshalb zum Wohle der Allgemeinheit übergangen werden? Ich bin der Ansicht: 
Nein. Aber es muss ein fairer Ausgleich gefunden werden – zwischen dem Nachteil 
für besonders Betroffene und dem Nutzen für alle.

Der Soziologe und Philosoph Jürgen Habermas behandelte in den 1990er Jahren 
die Aspekte der Bürgerbeteiligung in seiner Theorie der deliberativen Demokratie und 
Diskursethik. Danach sollten Bürger ihre Meinungen in offenen Diskussionsrunden 
austauschen und die Argumente sollten vor allem anhand ihrer fachlichen Qualität 
bewertet werden. Am Ende sei so sichergestellt, dass alle Beteiligten das Ergebnis 
nachvollziehen können und für sinnvoll halten. Auch wenn dieses theoretische Ideal 

in vielen Fällen nicht in die Realität umgesetzt werden kann, ist es doch die Idee 
hinter jedem konstruktiven Dialog: Ein respektvoller Umgang, transparente Prozesse 
und die Bestätigung, gehört zu werden. Dies ist meiner Ansicht nach nicht nur 
Voraussetzung für erfolgreiche Beteiligungsverfahren, sondern auch zentrales Kriterium 
ihrer Angemessenheit. In diesem Sinne freue ich mich auf den heutigen Dialog mit 
Ihnen und wünsche uns allen einen anregenden und erkenntnisreichen Tag.

ab. Es ist allerdings nicht eindeutig, ob die öffentliche Debatte tatsächlich die Be-
dürfnisse der Allgemeinheit widerspiegelt oder bloß die Forderungen einzelner, eigent-
lich kleiner Protestbewegungen aufgreift, die eine bisher unbekannte mediale 
Unterstützung erhalten. Im Lichte dieser Entwicklung drängen sich folgende Fragen 
auf: Werden hier mehr Beteiligungsrechte von einigen wenigen gefordert, um am 
Ende doch nur eigene Interessen durchzusetzen? Oder ermöglichen die viel disku-
tierten Instrumente der Beteiligung es allen, nachhaltig die Belange des Gemein-
wohls zu vertreten?

Wenn wir uns den Ressourcen und dem Klimaschutz zuwenden, sollten auf diese 
Fragen schnellstmöglich Antworten gefunden werden. Denn aktuelle Proteste richten 
sich oft gegen politische Vorhaben, die dem Klimaschutz und damit dem Gemein-
wohl zugutekommen sollen. Was wird es für unsere Zukunft bedeuten, wenn wir 
keinen Weg des gemeinsamen Umgestaltens finden?

Ich möchte an dieser Stelle einen Blick zurück auf die vergangenen Hamburger 
Gespräche für Naturschutz werfen. Wir haben in den beiden letzten Jahren die 
Bedingungen für die erforderlichen Transformationen der Gesellschaft erörtert und 
darüber gesprochen, wie Politik und Wirtschaft Veränderungen bewirken können. 
Vor allem diese beiden Gesellschaftsbereiche stehen unter großem Druck, der 
Ressourcen- und Klimakrise entgegenzuwirken. Ein wirklicher Wandel wird allerdings 
ohne die Zivilgesellschaft unmöglich sein. Die Energiewende bekommt zurzeit mit 
ganzer Kraft die Relevanz dieser Aussagen zu spüren. Die Öffentlichkeit diskutiert 
über die Chancen und Risiken, aber viele wollen das Projekt nicht scheitern sehen. 
Tatsächlicher Widerstand findet sich entlang der geplanten neuen Stromtrassen. 
Hier offenbart sich ein grundlegendes Problem: Die Ablehnung neuer Masten und 
Hochspannungsleitungen ist im Kern bürgerlicher Protest gegen ein politisches 

Einführung Einführung
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Beiträge

Bürgerproteste und Beteiligungsverfahren werden derzeit vielerorts diskutiert, 
denn ohne gesellschaftliche Akzeptanz für große Projekte ist in Deutschland 
kein Staat mehr zu machen. Partizipative Verfahren sollen helfen, bürgerliche 
Widerstände in konstruktive Bahnen zu lenken. Aber wie viel Bürgerbeteiligung 
ist möglich und nötig, um einen fairen Ausgleich zu finden – zwischen dem Nut-
zen für alle und dem Nutzen für besonders betroffene Stakeholder? Und wie 
kann die Einbindung unterschiedlichster Partikularinteressen erfolgreich sein? 
Diesen Fragen gingen die Experten bei der Veranstaltung „Mit-Bestimmen! 
Mit-Gestalten! Mit-Verhindern!? Ein Symposium über das Ringen um das rechte 
Maß an bürgerlicher Partizipation“ nach.

Erstmalig wurden die Vorträge der Hamburger Gespräche während der laufenden Veranstaltung grafisch zusammengefasst.  
Die Zeichnungen erstellte die Grafikerin Gabriele Schlipf.
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Ich gehöre zu den etwas altmodischen 
Leuten, die vom Gemeinwohl sprechen, 
obwohl es das Wohl der Allgemeinheit 
im Singular – sozusagen als homogene 
Angelegenheit – streng genommen  
gar nicht gibt. Sie können zwar auf 
längere Sicht überlegen, was wohl für 
alle zumindest verträglich ist, aber das 
Gemeinwohl, das lange Zeit ein fester 
Begriff in der Philosophie war, kann 
man heute aufgrund der weltweit 
offenen, transparenten Pluralität der 
Gesellschaft nicht mehr einfach her
beizaubern.

Als ich studierte – in den 1960er, 
1970er Jahren – haben gerade die en-
gagierten Hochschullehrer im Sinne 
der repräsentativen Demokratie immer 

wieder betont: Es gibt kein A-priori-
Gemeinwohl, das wir entweder aus 
dem historischen Materialismus von 
Marx oder gar aus dem National
sozialismus ableiten können. Es muss 
sich vielmehr ergeben – aus einem 
Willensbildungsprozess der Gesell-
schaft, die nicht homogen ist, sondern 
aus vielen verschiedenen Gruppen 
besteht, zum Teil in Verbänden organi-
siert, zum Teil individuell. Die Frage  
ist nun: Welche Verfahren finden wir,  
um diese Interessen auf eine einigerma
ßen gerechte Art zusammenzubringen? 
Dazu reicht es nicht, irgendwel- 
che abstrakten Institutionen aufzu- 
bauen. Wenn diese nämlich nicht von  
innenher belebt sind, helfen sie gar  
nichts. Sie können in den berühmten  

Transformationsgesellschaften wunder-
bare neue Verfassungen zu Papier 
bringen, die werden einfach gar nicht 
praktiziert. Und das aus vielen durch-
aus verständlichen Gründen.

Polen ist hierfür ein gutes Beispiel: Dort 
war nach 1989, also als es eine sehr 
viel bessere Verfassung gab, ein großes 
Problem, dass die Polen gewohnt waren, 
gegen alles, was von „oben“ bezie-
hungsweise vom Staat kam, zu protes-
tieren. Warum? Weil sie praktisch seit 
Ende des 18. Jahrhunderts unter Fremd-
herrschaft standen. Und nun sollten  
sie sich plötzlich stillschweigend fügen? 
So schnell ändert sich keine Einstellung 
und keine Gesellschaft lässt sich so 
einfach umpolen.

Entscheidungen werden 
immer komplexer
Es handelt sich also um ein grundsätzli-
ches Problem – und deswegen ist es 
auch nicht so einfach zu lösen. Immerhin 
leben wir heute in einer Gesellschaft, in 
der es erstens eine Pluralität von Interes-
sen gibt und in der zweitens ein Bildungs-
stand herrscht, der sehr viele interessante 
Kompetenzen vereint. Das war zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts noch ganz anders. 
Damals gab es hier in Deutschland eine 
gebildete Elite, mit der allmählich Ent-
scheidungen getroffen werden konnten. 
Heute dagegen sind Sie als gewählter 
Politiker auf die Kompetenz der Gesell-
schaft angewiesen, weil Sie Ihrerseits in 
einer Person gar nicht so viele Kompe-
tenzen entwickeln können.

Die Fraktionen im Bundestag werden ja 
durch die Wahlen gebildet. Dadurch 
wissen Sie gar nicht, ob die einzelnen 
Mitglieder tatsächlich kompetent sind 
hinsichtlich der internationalen Politik, 
der Technologie, der digitalen Gesell-
schaft und so weiter. Und wenn sie es 
sind, dann muss es ihnen auch noch 
gelingen, in der Fraktion selbst die 
Willensbildung voranzutreiben. Was wir 
heute zu entscheiden haben, ist so 
komplex, dass Politiker das nicht unbe-
dingt sachlich können und verstehen, 
nur weil sie gewählt wurden.

Wir haben das in den 1970er Jahren 
diskutiert unter dem Aspekt der Demo-
kratisierung der gesellschaftlichen 

Teilbereiche, zum Beispiel des Bildungs-
bereichs. Damals waren wir als Studie-
rende oft herrschaftlich vorgetragenen 
Positionen ausgesetzt, die nicht beson-
ders kompetent daherkamen. Und 
dann war die Frage: Sollen die einfach 
darüber befinden, welche Prüfungen, 
welche Studiengänge, welche Themen 
in den Seminaren behandelt werden? 
Oder soll da mitbestimmt werden? Und 
umgekehrt: Sollen da irgendwelche 
ungeprüften Studierenden mitreden und 
etwas über Habilitierte sagen, die doch 
eigentlich viel kompetenter sind?

Vertrauensverlust in 
Demokratien
Ich springe jetzt zur Frage: Woher kommt 
unser akuter Vertrauensverlust in Demo-
kratien? Viele denken, das läge an ein-
zelnen Politikern. Ich zögere da immer. 

Sicher es gibt schlechte Politiker – so 
wie es schlechte Ärzte, Apotheker oder 
Verwaltungsangehörige gibt. Das ist 
sozusagen durchschnittlich. Für die 
Erklärung ist viel wichtiger zu schauen: 
Welche Herausforderungen müssen die 
Politiker meistern? Und da wird sehr 
deutlich, dass wir markante Verände-
rungen haben.

Nehmen wir das Beispiel Deutschland: 
Der Begriff „Soziale Marktwirtschaft“ 
wurde in den 1930er und 1940er Jahren 
entwickelt, in den 1940er und 1950er 

Jahren angewandt und in den 1970er 
Jahren weiterentwickelt. Jedes Mal 
wurde davon ausgegangen, dass es 
einen Nationalstaat gibt und dass die-
ser eine Ordnung gegen einen wilden 
Kapitalismus schafft, indem er erstens 
Grenzen setzt – zum Beispiel gegen 
Monopole – und zweitens Ausgleiche 

Die Frage, die wir hier heute thematisieren, beschäftigt uns bereits seit Jahr-
hunderten als Verfassungsfrage. Im Kern lautet sie: Wie organisiert man ein 
Gemeinwesen? Seit der Zeit der Gesellschaftsverträge, also etwa seit dem 17. 
Jahrhundert, geht es unter wechselnden sozialen, ökonomischen und kultu
rellen Bedingungen immer wieder um diese Herausforderung: Wie gelingt es, 
dass sich die Mitglieder einer Gesellschaft so einbringen können, dass alle 
Positionen zumindest berücksichtigt werden?

Der mutige (Wut-) Bürger? 
Chancen und Risiken von 
mehr Bürgerbeteiligung

Der mutige (Wut-) Bürger? Chancen und Risiken von mehr Bürgerbeteiligung Der mutige (Wut-) Bürger? Chancen und Risiken von mehr Bürgerbeteiligung

Prof. Dr. Dr. h. c. Gesine Schwan

Gesine Schwan, 1943 in Berlin geboren, war nach dem Studium der Romanistik, 
Geschichte, Philosophie und Politikwissenschaft zunächst als Professorin für Politik-
wissenschaft in Berlin tätig. 1999 wurde sie Präsidentin der Europa-Universität Viadrina 
in Frankfurt (Oder). 2009 war sie Mitgründerin und später Präsidentin der Humboldt-
Viadrina School of Governance, seit 2014 leitet sie die Humboldt-Viadrina Governance 
Platform. 2004 und 2009 kandidierte Gesine Schwan für das Amt der Bundespräsidentin.

Prof. Dr. Dr. h. c. Gesine Schwan, Humboldt-Viadrina Governance Platform gGmbH



14 15

schafft für Menschen, die beispielsweise 
nicht ausreichend versichert sind. Heute 
ist dieser Nationalstaat überhaupt nicht 
mehr dazu in der Lage, weil das gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Leben 
von Akteuren und Entwicklungen außer-
halb seines Kompetenzbereichs stark 
beeinflusst wird. Da herrscht eine Art 
Hase-und-Igel-Situation: Der Staat ver-
sucht, etwas zu regeln, doch die Wirt-
schaft ist längst jenseits seiner Grenzen. 
Der Staat beziehungsweise die Politik 
kann letztlich vielleicht den einen oder 
anderen Anreiz geben, ist aber ganz 
anders hilflos gegenüber einer globalen 
Wirtschaft, als es in den 1960er und 
1970er Jahren der Fall war.

Diese Hilflosigkeit gibt natürlich niemand 
in der Politik gerne offen zu, denn das 
wäre nicht gerade vertrauensstiftend. 
Aber sie besteht. Man versucht, sie ein 
bisschen zu kaschieren, doch es bleibt 
eine Hilflosigkeit. Das Problem ist nun, 
dass eine solche Hilflosigkeit auch für 

die Wirtschaft nicht gerade vertrauen
erweckend ist, denn sie ist ja auf verläss-
liche politische Rahmenbedingungen 
für ihr Handeln angewiesen. Und nun 
kann die nationalstaatliche Politik diese 

Verlässlichkeit gar nicht bieten, weil sie 
längst so vielen Interessengruppen und 
Problemen ausgesetzt ist, dass sie das 
gar nicht von sich aus beziehungsweise 
allein festlegen kann.

Wie erreichen wir feste 
Rahmenbedingungen?
Fukushima ist dafür ein Paradebeispiel. 
Viele fragen sich, was seit dem dortigen 
Unglück hierzulande für eine Politik be-
trieben wird. Ich bin sicher, dass Frau 
Merkel dafür eine Erklärung hat. Es kann 
sein, dass sie als Physikerin enttäuscht 
war, dass plötzlich so ein Unfall passiert. 
Es kann auch sein, dass wahltaktische 
Gründe eine Rolle gespielt haben. Und 
nun ändern wir die Marschroute plötz-
lich wieder, ohne genau zu wissen wie? 
Wie schalten wir denn die alten Kraft-
werke ab? Was machen wir denn mit 
den Menschen, die da gearbeitet haben? 
All diese Probleme wurden durch ein 
Unglück in Japan hervorgerufen, das 

Frau Merkel in dieser Form nicht erwar-
tet hat. Und schon sind diese Politiker, 
die eigentlich einen festen Rahmen für 
wirtschaftliches Handeln bilden sollen, 
in einem ganz anderen Fahrwasser.

Jetzt können Sie schimpfen über die 
Charakterlosigkeit oder Sie können 
sagen: Ja, das ist Demokratie. Wenn 
das so ist, wenn wir funktional aber 
solche festen Bedingungen und Rahmen-
bedingungen für Wirtschaft brauchen, 
dann ist die Frage: Wie kriegen wir das 
denn hin? Die Politiker können sie nicht 
einfach autoritativ durchsetzen, weil ihr 
Handlungs- und Entscheidungsraum 
national begrenzt ist und die Probleme – 
der Klimawandel, die Umweltzerstörung, 
die Ressourcenknappheit – längst 
transnational sind.

Deshalb glaube ich: Es ist ein großer 
Fehler, dass die Deutschen ihre Energie
wende, deren Reichweite auch trans
national ist, nicht viel mehr systematisch 
innerhalb Europas absprechen. Natür-
lich ist das schwer, wenn die Franzosen 
Energiequellen mit Not auf 40 Prozent 
Atomkraft reduzieren und die Polen an-
geblich fünf Atomkraftwerke neu bauen 
wollen. Gleichzeitig versuchen immer 
größere und mächtigere Lobby-Gruppen, 
in den Ministerien ihre Partikularinteressen 
durchzusetzen. Und dann kommt plötz-
lich eine Entscheidung heraus, die von 
vielen anderen angezweifelt wird. So 
entsteht der Eindruck, dass diese Demo-
kratie nichts taugt, weil sie zu unge-
rechten Entscheidungen führt. Doch wie 
soll die Politik angesichts der mangelnden 
Sachkompetenz und der unterschiedli-
chen Machtausstattung der Einflüsse 
gemeinsame, von allen einigermaßen 
getragene Entscheidungen zustande 
bringen? Ich plädiere dafür, dass wir nicht 
einfach nur darüber schimpfen, dass die 
Politiker das nicht hinkriegen, sondern 
dass wir uns als Gesellschaft am Prozess 
der Vorbereitung gemeinwohlorientierter 
Entscheidungen beteiligen, und zwar 
über nationale Grenzen hinweg.

Volksentscheid –  
ja oder nein?
Und jetzt ist die Frage: Ist der Weg über 
Volksentscheide dafür der richtige? Ich 

schließe nicht aus, dass es sinnvolle 
Volksentscheide geben kann über grund-
sätzliche Fragen, zum Beispiel über die 
Beteiligung an der Europäischen Union. 
Die Polen haben das 2004 getan, die 
Proeuropäer haben gekämpft und hatten 
dann für ihre Verhältnisse einen über-
wältigend positiven Erfolg. Aber wenn 

Sie jetzt zu allen Fragen Volksentscheide 
organisieren, entstehen auch sehr viele 
Probleme: Wer formuliert die Frage? 
Wer hat die Fähigkeit, Initiativen zu bil-
den? Zu kommunizieren? Mein Haupt-
problem ist, dass das Ergebnis erstens 
nicht mehr revidierbar und zweitens 
sehr schichtenspezifisch ist. Es sind die 
Gebildeten, die Kompetenten, die sich 
da durchsetzen können. Und die Antwort 
mit einem Ja oder Nein ist keine wirkli-
che Beteiligung an einer gemeinsamen 
Lösung. Es gibt dazu ja sehr unter-
schiedliche Positionen. Deswegen ist 
für mich klar: Es gibt den einen oder 
anderen Volksentscheid, der vernünftig 
ist, ansonsten bin ich da skeptisch, weil 
Volksentscheide der Komplexität von 
Demokratie nicht gerecht werden.

Man muss sich noch einmal klarma-
chen: Wenn wir die Entscheidung mit 

einem Volksentscheid gewissermaßen 
vom dafür gewählten Parlament auf das 
Volk abwälzen, dann bringt das struktu-
rell bedingte Einbußen an Gerechtigkeit 
und Berücksichtigung von Komplexität. 
Wenn ich deshalb Volksentscheide nicht 
als Heilmittel gegen die Defizite unserer 
gegenwärtigen Demokratien betrachte, 

dann kann ich trotzdem für Volks
begehren sein, das heißt dafür, dass 
eine Herausforderung so thematisiert 
wird, dass man einen Landtag, ein 
Abgeordnetenhaus oder natürlich auch 
einen Bundestag zwingen kann, sich 
mit einem Thema zu befassen. Das hat 
den positiven Effekt, dass darüber eine 
lebhafte Willensbildung in der Öffent-
lichkeit geschieht. Und das ist aufkläre-
risch, das ist positiv. Aber es ist eben 
ein Unterschied zum Volksentscheid.

Repräsentative Demokratie 
und Legitimation
Was bedeutet nun repräsentative Demo-
kratie? Wir assoziieren damit: Da ist 
eine Schicht, die etwas entscheidet und 
es dann in die Bevölkerung kommuni-
ziert. Von der Grundidee ist repräsenta-
tive Demokratie jedoch etwas anderes. 

Repräsentieren heißt vergegenwärtigen. 
In der repräsentativen Demokratie sollen 
sich demnach die gewählten Volks
vertreter in den Institutionen vergegen-
wärtigen, was ihr eigenes Interesse ist, 
aber auch was das Interesse der ande-
ren, tendenziell was das Gemeinwohl 
ist. Das heißt: repräsentative Demokratie 
setzt einen komplexen Prozess der 
Vergegenwärtigung in jedem einzelnen 
Abgeordneten voraus, was denn wohl 
für alle verträglich ist. Eine riesige Anfor-
derung, die in der Praxis ganz schwer 
umzusetzen ist – vor allem, wenn Sie 
lauter Interessengruppen aus Ihrem 
Wahlkreis im Rücken oder auf den 
Schultern haben.

Das ist der Grundgedanke – und selbst 
theoretisch ist er ziemlich ambivalent, 
wie etwa Charles de Montesquieu im 
18. Jahrhundert in seinem Buch „Vom 
Geist der Gesetze“ sehr genau be-
schreibt: Die Abgeordneten sollen das 
Gemeinwohl zwar repräsentieren, aber 
eben auch Kenntnis über die Interessen 
ihres Wahlkreises haben. Und Kenntnis 
bedeutet nicht nur Wissen, es bein
haltet auch emotionales Wollen und 
Bewegtsein durch die Interessen. Diese 
Ambivalenz, dass Sie einerseits für Ihren 
Wahlkreis zuständig sind und anderer-
seits für das Allgemeinwohl, zieht sich 
durch die gesamte repräsentative Demo-
kratie. Und das ist auch einer der Gründe, 
warum es so schwer ist, sie wirklich zu 
praktizieren. Der große Vorteil ist die 
prinzipielle Aufforderung und Schwelle, 
dass sich Abgeordnete nicht an ein 
bestimmtes Mandat binden müssen, 
sondern dass sie über das Gemeinwohl 
nachdenken können und sollen. Die 
Frage ist jetzt, wie wir als Gesellschaft 
helfen können, dass dieser Nachdenk-
prozess auch stattfindet und besser 
gelingt. Das ist kein rein individueller 
Prozess. Dazu gehört Öffentlichkeit, 
dazu gehört Mobilisierung, dazu gehört 
alles, was wir mit der organisierten 
Zivilgesellschaft verbinden. Und zwar 
alles im Vorentscheidungsraum, das 
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heißt ohne dass man der repräsen- 
tativ gewählten Person die Entschei-
dung abnimmt.

Auch die Legitimation ist ein wichtiger 
und zugleich schwieriger Punkt, wenn 
wir von Demokratie und Partizipation 
sprechen. Legimitation ist eigentlich 
Rechtfertigung. Es ist ein objektiver 
Prozess über Verfahren, aber es ist 
auch etwas Subjektives, was ich als 
Bürger empfinde. Es ist ein subjektives 

Verständnis – auch bei Max Weber –, 
dass eine Entscheidung legitimiert ist. 
Die Grundlegitimation in der Demokratie 
ist die gleiche, geheime Wahl für jeden 
Bürger – mit allen Problemen für die 
Abgeordneten, die so gewählt wurden 
und dann etwas entscheiden müssen. 
Wenn Sie also jetzt andere einbeziehen 
– Bürger, die partizipieren und nicht 
über diese Legitimation im Parlament 
sind – müssen Sie schauen: Wie legiti-
miert ist diese Teilhabe im vorstaatli-
chen Raum, im Vorentscheidungsraum 
denn? Kann es passieren, dass sich 
dann eine besonders laute, gebildete 
Gruppe durchsetzt zu Ungunsten der 
Allgemeinheit? Und was ist die Allgemein-
heit? Ist sie jetzt dadurch erkennbar, 

dass sich eine zweite oder dritte laute 
Gruppe meldet und sich diese dann so 
richtig laut in der Öffentlichkeit streiten? 
Das ist die Frage!

Deliberative Demokratie 
praktisch umsetzen
Meine persönliche Folgerung aus all 
diesen Dilemmata ist, dass wir im vor-
staatlichen Raum Verständigungen hin-
bekommen müssen. Und das meine ich 

nicht quantitativ repräsentativ, sondern 
dass wir wichtige soziale Akteure mit 
unterschiedlichen Perspektiven, die 
aber auch Macht haben, zusammen-
bringen und in einem vertrauensvollen, 
deliberativen Diskurs, also in einer argu-
mentativen Auseinandersetzung über 
die Positionen, dahin bringen, dass sie 
nach und nach ablegen, was reiner 
Partikularismus ist.

Wir haben an der – inzwischen geschlos-
senen – Humboldt-Viadrina School of 
Governance fünf Jahre lang Trialoge 
durchgeführt. Dort haben wir Vertreter 
der Politik, der Unternehmen und der 
gemeinwohlorientierten Zivilgesellschaft 
zusammengebracht und vertrauensvoll 

miteinander debattiert, unter anderem 
zwei Jahre lang über die Energiewende. 
Es ist schon ein spannender Prozess, 
wenn dort Vertreter verschiedenster Inter-
essen an einem Tisch sitzen und Sie 
das Ganze so moderieren, dass sich die 
Argumente aufeinander beziehen müs-
sen. Normalerweise tagen eher homo-
gene Gruppen zusammen. Aber wenn 
Sie sie jetzt miteinander ins argumenta-
tive Gespräch bringen, in diese Delibe-
ration, dann ist das ein Verfahren, das 
parallel zur rein quantitativen Repräsen-
tativität verläuft. Und das ist immer in 
der Demokratietheorie wichtig gewesen: 
Dass man argumentiert, wie meine 
Position mit der anderen vereinbar ist 
und ob diese andere nicht auch ein 
Stück weit berechtigt ist. In der neu 
gegründeten gemeinnützigen GmbH 
„Humboldt-Viadrina Governance Plat-
form“ setzen wir jetzt diese Arbeit fort.

Wir haben die Trialoge vertraulich mit Ton-
band aufgenommen und ausgewertet. Es 
ist sehr interessant, wie sich diese über 
Monate gehenden Treffen weiterent­
wickeln und wie die Teilnehmer mehr und 
mehr anknüpfen an dem, was die ande-
ren sagen. Es entsteht eine Vertrauens
atmosphäre. Und es entsteht ein Prozess, 
der zumindest langsam voranschreitet.

Als ein Ergebnis dieser Trialoge haben 
wir 2013 gemeinsam mit allen Beteiligten 
zwei große Anzeigen in der ZEIT geschal-
tet. Darin haben wir mit Blick auf die 
Wirtschaftlichkeit und auf die Sozial
verträglichkeit formuliert, welche Bedin-
gungen für eine gerechte Lösung und 
Praxis der Energiewende zu beachten 
sind. Ich glaube, über diese Deliberation 
durchlaufen wir einen Filterprozess, mit 
dem es gelingt, die Vielfalt der Interessen 
und die Unterschiede der Machtpoten-
ziale, die dahinter stehen, miteinander 
auszutarieren. Wie gesagt, so ein Prozess 
gestaltet sich nicht einfach, aber man 
kann ihn hinbekommen. Und mit ihm 
durchlaufen wir alle gemeinsam auch 
eine politische Erziehung.

Auch das Thema Familienpolitik haben 
wir im Übrigen auf diese Weise auf den 
Weg gebracht. Hier erarbeiten wir gera-
de wieder in einem ganz vertraulichen 
Rahmen Entwürfe für das Familienminis-
terium, indem wir die verschiedenen 
Probleme ernst nehmen und am Ende 
daraus eine Politik gemacht werden 
kann, die auf Akzeptanz stößt.

Festzustellen, was wir mit diesen Trialo-
gen alles anschieben und bewegen 
können, ist für mich ein demokratie
theoretisch und politisch sehr schönes 
Erlebnis gewesen. Wir bereiten den 
Boden, wir lassen auch die Ministeriums
mitglieder am gesellschaftlichen Diskurs 
teilnehmen. Das ist nämlich interessant 
für die Ministerialleute, denn sie bekom-
men auf diese Weise einen ganz schnel-
len Zugang dazu, wie die Argumente in 
der Gesellschaft ausgetauscht werden – 
jenseits von Lobbyarbeit, Anhörungen 
und Gutachten. Sie können zuhören 
oder sich einmischen. Dies zusammen-
zubringen, scheint mir ein guter Weg  
zu sein. Ich glaube, das ist der effek- 
tivste und gleichsam verfassungsmäßig 
sauberste Weg, Partizipation, Legiti
mation und repräsentative Demokratie 
zusammenzubringen.

Mein Plädoyer zum Schluss lautet somit: 
Keine Wutbürger sind gefragt, sondern 
Citoyens, die sich konstruktiv beteiligen, 
die Perspektivenvielfalt akzeptieren und 
die durch Verständigungen im vorstaat-
lichen Raum helfen, dass repräsentative 
Politik nachhaltig entscheiden und wir-
ken kann.

Dr. Peter Ahmels, Deutsche 
Umwelthilfe: Haben Sie die Erfahrung 
gemacht, dass es bei den von Ihnen 
beschriebenen Diskursen allein durch 
den Zeitablauf eine Entspannung gab?

Prof. Gesine Schwan: Sicher, man 
braucht Zeit für solche Prozesse, das 
geht nicht von heute auf morgen. Und 
in einer Welt, in der wir immer ganz 

schnell Ergebnisse haben wollen, ist das 
ein Dilemma. Denn diese Ergebnisse 
können Sie natürlich auf ein Blatt Papier 
schreiben, doch das eigentliche Ergeb-
nis findet ja in den Köpfen und in den 
Herzen der Menschen statt, die sich 
daran beteiligen. Vertrauensbildung ist 
hier ein Schlüsselwort. Gerechtigkeit und 
Vertrauen gehören eng zusammen – 
diese alte Weisheit bestätigt sich immer 
wieder. Sie werden kein Vertrauen erwer-
ben, wenn die Menschen das Gefühl 
haben: Da ist jemand, der ist sehr clever, 
der ist sehr schnell, aber er ist eigent-
lich nicht gerecht.

Holger Wesemüller, Nieder­
sächsischer Heimatbund: Beim 
Ringen um das rechte Maß der bürgerli-
chen Partizipation ist für mich ganz ent-
scheidend, dass alle gesellschaftlichen 
Gruppen ähnliche Bildungschancen 
haben müssen. Sehen Sie das auch so?

Prof. Gesine Schwan: Ja, das ist 
der grundlegende Punkt. Und da bin 
ich auch sehr dafür, dass wir nicht von 
Chancengerechtigkeit, sondern von 
Chancengleichheit sprechen. Denn wir 

wissen gar nicht, welche Talente und 
Potenziale in uns schlummern, solange 
wir nicht – und das ist der nächste 
Schritt – ein Bildungssystem haben, 
das auf Potenzialentfaltung aus ist und 
nicht darauf, ausschließlich Defizite 
dingfest zu machen. Also, wir sagen: 
Chancengleichheit ja, aber damit geht 
es erst los.

Magnus Wessel, BUND: Manch-
mal klafft das, was demokratisch 
legitimierbar und was fachlich oder 
wissenschaftlich notwendig ist, aber 
auch auseinander – wie sollen wir mit 
diesem Zwiespalt umgehen?

Prof. Gesine Schwan: Für mich ist 
dabei der entscheidende Punkt, dass 
es überhaupt kein rein fachliches Gebot 
gibt. Jede Wissenschaft ist auch wert-
mäßig. So zu tun, als wäre die Wissen-
schaft eine objektive Instanz, ist falsch. 

Wir integrieren deswegen Wissenschaft 
in den Trialog, was ich für viel richtiger 
und effektiver halte, als wenn sie nur ein 
Gutachten abliefert und dann verlangt, 
dass die Politik das umsetzen soll.
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Zunächst möchte ich Ihnen von unseren 
Erfahrungen in Namibia berichten. Dort 
existierten noch 1990 lediglich ein paar 
staatliche Schutzgebiete. Dazwischen 
gab es sehr viel Natur sowie Menschen, 
die mit der Natur in irgendeiner Form 
zusammenlebten und mehr oder weniger 
etwas davon hatten. Darüber hinaus wur-
den Gemeindeschutzgebiete, sogenannte 
Conservancies, eingerichtet. Lokale 
Gemeinden konnten nicht nur deren 
Grenzen mitbestimmen, sondern auch 
Nutzungsrechte über die natürlichen 
Ressourcen auf diesem Land einfordern.

Der WWF hat gemeinsam mit anderen 
Institutionen viele Jahre lang dafür 

gearbeitet, politisch durchzusetzen und 
gesetzlich zu verankern, dass das Land 
nicht mehr allein dem Staat gehört. In 
vielen Ländern Afrikas ist es nämlich 
noch immer üblich, dass die Menschen 
keinerlei Rechte auf die natürlichen 
Ressourcen haben, zugleich aber kom-
plett von ihnen abhängig sind. Sie haben 
schlicht kein Geld, um in die Stadt zu 
fahren und sich Fleisch zu kaufen, müs-
sen also selbst jagen gehen, obwohl sie 
sich damit strafbar machen.

Hier in Namibia fand also eine sehr inte-
ressante Entwicklung statt. Sie begann 
mit einem politischen Prozess, begleitet 
durch die Zivilgesellschaft, in dem Rechte 

und Pflichten auf die lokale Bevölkerung 
übertragen wurden. Diese kann die 
natürlichen Ressourcen aus ihrem Land 
nun – möglichst nachhaltig – nutzen. 
Das Ergebnis ist, dass es inzwischen eine 
lange Warteliste von Gemeinden gibt, 
die auch eine Conservancy werden 
möchten, einfach weil es sich für die 
Menschen lohnt.

Partizipation braucht  
einen Anreiz
Es ist also für bürgerliche Partizipation – 
besonders in Afrika – zunächst einmal 
ganz wichtig, einen Anreiz für die Betei-
ligung zu schaffen, in diesem Fall für 

eine Beteiligung am Schutz der Natur. 
Das gelingt oft nur, wenn die Menschen 
auch monetär etwas davon haben. 
Meistens leben in diesen Gebieten stark 
verarmte Gruppen, die zwar umgeben 
von natürlichem Reichtum sind, aber 
keinerlei Zugang zu diesem haben. Im 
Gegenteil, dieser natürliche Reichtum 
bereitet ihnen vor allem Probleme: Die 
Elefanten zertrampeln das Feld und 
holen sich den Mais, von dem sie ab-
hängig sind. Oder sie müssen Angst 
haben, dass ihre Kinder auf dem Schul-
weg von Elefanten getötet werden. Das 
sind nur einige Beispiele. In Deutsch-
land ist das übrigens nicht anders. Sie 
erinnern sich, wie lange Bruno der Bär 
bei uns überlebt hat. Und nun überlegen 
Sie sich einmal, was los wäre, wenn 
hierzulande 125.000 wild gewordene 
Elefanten herumliefen.

Es sind also diese Gemeindeschutz
gebiete entstanden. Sie erlauben den 
Menschen zu dulden, dass da Elefanten 
sind, die auch mal ein Feld zertrampeln, 
denn es gibt nun ein System, in dem 
der Elefant lebendig mehr wert ist als 
tot. Möglich geworden ist das durch ein 
Zusammenspiel von Unternehmen, 
Politik und der Zivilgesellschaft. Die 
Gemeinden haben jetzt erstmals die 
Chance, selbst zu entscheiden, was sie 
mit den Ressourcen auf ihrem Land 
machen. Viele gehen Partnerschaften 
ein, zum Beispiel mit südafrikanischen 
Safariunternehmen. Ein solches Unter-
nehmen erhält dann das Recht, eine 
Lodge auf meinem Gemeindeland zu 

bauen, und ich werde mit zehn Prozent 
am Gewinn beteiligt. Doch ich weiß: Ich 
bekomme diese zehn Prozent nur, 
wenn die Lodge voll ist mit reichen 
westlichen Touristen. Und die kommen, 
aus welchem Grund auch immer, um 
sich Elefanten anzugucken, und zwar 
lebendige Elefanten. Auf diese Weise ist 
der Elefant lebendig plötzlich mehr wert 
als tot.

Hier sehen Sie eine Grafik zu den Ein-
kommen der Gemeindeschutzgebiete 
in Namibia (Abb. 1). Für hiesige Verhält-
nisse mögen die Summen gering sein, 

aber Sie sehen den Anstieg innerhalb 
des Landes. Bis 2010 – das sind die 
aktuellsten Zahlen in dieser Grafik – ist 
das Einkommen auf über 3.000.000 
Euro gestiegen. Sie müssen bedenken: 
Alle diese Gemeinden hatten vorher 
überhaupt kein Einkommen, sie haben 
vorher nie Steuern gezahlt, sie hatten 
vorher kein Mitspracherecht, was mit 
ihrem Land und den Ressourcen darauf 
passieren soll. Und all das haben sie jetzt.

Die Entwicklung hat zudem ein paar 
wichtige Nebeneffekte. Die Nyae Nyae 
Conservancy ist das älteste dieser 

Das „Ringen um das rechte Maß an bürgerlicher Partizipation“, um das es hier 
heute geht, besteht beim internationalen Naturschutz vor allem darin, eine Parti
zipation der Gemeinden in den betroffenen Ländern überhaupt zu ermöglichen. 
Die Arbeit von Naturschutzorganisationen entwickelt sich daher mehr und mehr 
zu einer Unterstützung lokaler Interessen. Um das zu veranschaulichen, stelle 
ich Ihnen heute drei Beispiele aus unterschiedlichen Ländern vor.

Partizipation und Naturschutz:  
Worauf kommt es an? 
Erfahrungen aus Afrika  
und Südamerika
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Gemeindeschutzgebiete. Sie liegt mit-
ten in der Kalahari, ist sehr groß – etwa 
dreieinhalb mal so groß wie das Saar-
land – und wird bewirtschaftet von einer 
San-Gemeinde. San sind die soge-
nannten Buschmänner. Die meisten von 
ihnen haben bis vor 100 Jahren noch 
wie in der Eisenzeit gelebt. Wie ist es 
nun für diese Menschen möglich, einen 
vernünftigen Vertrag aufzusetzen mit 
einem gewitzten südafrikanischen Safari-
unternehmen? Sie brauchen natürlich 
die Unterstützung der Zivilgesellschaft 
oder auch von NGOs wie dem WWF. 
Und das funktioniert. Gleichzeitig gab 
es hier einen rapiden Anstieg der Wild-
tierpopulation außerhalb staatlicher 
Schutzgebiete.

Und es gibt weitere Nebeneffekte. In 
den Conservancies ist es zum Beispiel 
so, dass die Gemeinden gemeinsam 
festlegen müssen, was mit dem Gewinn 
geschehen soll. Die Menschen können 
also zum ersten Mal selber entscheiden: 
Decken wir das Schuldach neu oder 
bauen wir einen Brunnen? Oft sind die 
Frauen die Kassenwarte und das führt 
zu einer erheblichen Stärkung dieser 
Frauen. Das heißt, dieses Vorgehen 
bedeutet auch einen Ausweg aus 
dieser Spirale der Passivität, die es oft  
in Afrika gibt.

Also, Partizipation muss hier unbedingt 
einen monetären Anreiz haben. Und na-
türlich muss es auch für die Unternehmen 

einen Anreiz dafür geben, in ein Gemein-
deschutzgebiet zu gehen und nicht in ein 
staatliches Schutzgebiet, um ihre Lodge 
zu eröffnen. Die Politik hat hier die Auf-
gabe, den Gesetzesrahmen zu setzen.

Internationale Unterstützung 
für lokalen Protest
Mein zweites Beispiel ist eine Kampagne 
zum Schutz des Nationalparks Virunga, 
die durch viele Organisationen, vor allem 
auch durch den WWF, vorangetrieben 
wurde. Die Virungas sind Vulkane im 
Grenzgebiet zwischen Ruanda, Uganda 
und der Demokratischen Republik 
Kongo. Dort gibt es eine fantastische 
Biodiversität – umgeben von Bürgerkrieg, 
Korruption sowie extrem schwierigen 
staatlichen und sozialen Verhältnissen. 
Der Nationalpark Virunga ist auch als 
ältester Nationalpark Afrikas bekannt, er 
ist ein Weltnaturerbe und unserer Auf-
fassung nach wirklich kein Ort, an dem 
man unbedingt nach Öl bohren müsste.

Auf dieser Karte sehen Sie gestrichelt die 
Grenzen des Nationalparks und darüber 
gelegt Blöcke, die vergeben wurden, 
um dort nach Öl zu bohren (Abb. 2). 
Vielleicht wissen Sie, dass Virunga auch 
das letzte Rückzugsgebiet für den Berg-
gorilla ist. Es gibt aktuell noch 880 davon. 
Nun sind in der Demokratischen Repub-
lik Kongo also diese Lizenzen vergeben 
worden, im Osten des Landes, in dem 
bis vor kurzem ein blutiger Rebellen-
krieg tobte. Die Berggorillas haben in 
diesem Chaos nicht nur überlebt, son-
dern ihre Zahl ist gestiegen. Wie kann das 
sein? Nun, selbst die Rebellengruppen 
wissen, dass die Berggorillas ihre einzige 
Hoffnung sind, irgendwann einmal ein 
Einkommen oder Stabilität zu bekom-
men. Man kann die Berggorillas besu-
chen, das ist sehr teuer. Deshalb sind 
diese Tiere sehr viel wert für die Men-
schen dort. Trotzdem ist die Regierung 
nun dabei, ein Dekret zu verhängen, 
das es erlaubt, in einem Nationalpark 
und Weltnaturerbe nach Öl zu bohren.

Es entstand eine sehr zaghafte Bürger-
bewegung, denn anders als hier in 
Deutschland hat das Protestieren in 
Afrika keine Tradition und ist etwas ganz 
Ungewöhnliches. Sobald dort zwei oder 
drei Leute ein Plakat mit einer ganz vor-
sichtig formulierten Parole hochhalten, 
taucht sofort die Polizei auf. Aus diesen 
kleinen Demonstrationen hat sich nun 
eine internationale Kampagne entwickelt. 
Internationale Organisationen haben 
sich zusammengetan, um dieser Hand-
voll Menschen vor Ort beizustehen, das 
Thema in die Weltöffentlichkeit zu brin-
gen und so die Ölbohrungen zu verhin-
dern. Dabei gab es konkret drei Ziele:

Erstens mussten die beiden involvierten 
Unternehmen Total und Soco gestoppt 
werden. Total sind wir öffentlich ange-
gangen, aber auch über eine OECD-
Klage. An Soco haben wir uns mit einer 
Klage in U.K. gerichtet, dort ist das 
Stammhaus des Konzerns. Auch Firmen 
wie Soco müssen sich natürlich an 
nationales Recht halten, und darin steht 
unter anderem, dass es britischen Firmen 
nicht erlaubt ist, sich an der Zerstörung 
von Naturwelterbe zu beteiligen.

Zweitens ging es darum, die Gesetzes-
änderung im Parlament der Demokrati-
schen Republik Kongo zu stoppen. 
Dieser Punkt war insofern schwierig 
umzusetzen, als so etwas wie Lobbying 
dort völlig unbekannt ist. Deshalb haben 
wir vor allem mit Hilfe der Botschaften 
wichtiger Länder in Kinshasa gearbei-
tet, die wiederum auf bestimmte Teile 
der Regierung eingewirkt haben. Ge-
stützt war das Ganze durch Studien, in 
denen unter anderem die ökonomi-
schen Auswirkungen untersucht wer-
den, die der Nationalpark für die Region 
hat. Damit lässt sich aufrechnen: Was 
erhofft man sich für Einnahmen aus 
dem Ölvorkommen und was ist eigent-
lich das wert, was dafür zerstört wer-
den muss? Es ist sehr wichtig, auch 
solche ökonomischen Aspekte anzu-
bringen, weil man nicht weiterkommt, 

wenn man ausschließlich mit dem Um-
weltministerium redet.

Drittens gab es eine massive internatio-
nale Öffentlichkeitskampagne mit ver-
schiedenen Werkzeugen, zum Beispiel 
einer weltweiten Unterschriftensammlung.

Das Ergebnis ist: Total hat sich relativ 
schnell zurückgezogen, die Verantwort-
lichen haben unterschrieben, dass sie 
nicht in den Nationalparkgrenzen nach 
Öl bohren und es auch nicht fördern 
oder verkaufen werden. Auch Soco 
haben wir durch politische Arbeit dazu 
bewegt, davon abzulassen. Und die 
Lobbyarbeit mit dem Parlament ist fort-
laufend. Das ist sehr wichtig, denn 
diese Vereinbarung gilt nicht nur für 
Virunga, sondern auch für alle anderen 

Schutzgebiete in der Demokratischen 
Republik Kongo, wo überall sehr viel Öl 
und andere Mineralien zu finden sind. 
Wir haben also erreicht, was diese 
wenigen Leute vor Ort niemals hätten 
erreichen können. Und meiner Meinung 
nach haben wir als internationale Ge-
meinschaft genau in solchen Fällen eine 
Verantwortung zu helfen.

Hintergründe im Land 
aufdecken
Mein drittes Beispiel führt nach Brasilien. 
In diesem Fall geht es um ein ganzes 

Gesetzespaket, durch das indigene und 
staatliche Schutzgebiete extrem ge-
schwächt werden sollen. Dort hat man 
sich eben nicht im Vorfeld zusammen-
gesetzt und über die verschiedenen 
Interessen ausgetauscht, wie wir es 
heute schon gehört haben, sondern dort 
wird im Hintergrund Lobbyarbeit betrie-
ben, um das Gesetzespaket möglichst 
von der Öffentlichkeit unbemerkt durch 
das brasilianische Parlament zu brin-
gen. Das hat zur Folge, dass nationales 
Interesse, zum Beispiel die Förderung 
von Erdöl, Diamanten und verschiedenen 
Mineralien in den betroffenen Gebieten, 
im Vordergrund steht und die Natur-
schutz-Standards extrem herunter
gesetzt werden. Das Gesetzespaket 
macht es möglich, ganzen National-
parks diesen Status zu entziehen.

Brasilien hatte bislang eine sehr fort-
schrittliche Umweltgesetzgebung. In 
den vergangenen 20 Jahren wurden 
extrem viele neue Schutzgebiete ins 
Leben gerufen. Das geschah allerdings 
vor dem Hintergrund, dass es bis dato 
nicht besonders geschmerzt hat. Im 
Amazonas zum Beispiel gab es zwar 
viele neue Schutzgebiete und eine fan-
tastische Umweltgesetzgebung, das 
hat aber keinen interessiert, denn bis 
vor ungefähr zehn Jahren herrschte 
dort so etwas wie Anarchie. Es wurden 
viele Leute umgebracht, um Land zu 
besetzen, Rinderweiden anzulegen und 
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hinterher darauf Soja anzubauen. Nach-
dem nun die ehemaligen Präsidenten 
Cardoso und Lula noch sehr viel Land zu 
Schutzgebieten erklärt hatten, vollzog die 
aktuelle Amtsinhaberin Dilma eine regel-
rechte Kehrtwende (Abb. 3). Sie richtete 
keine neuen Schutzgebiete ein, son-
dern im Gegenteil: Sie erlaubt es jetzt, 
dass Gesetzgebungen durchgewunken 
werden, die das System schwächen.

Es gibt in Brasilien staatliche und indi-
gene Schutzgebiete. Die Entwaldung 
schreitet vom Süden aus voran und dringt 
in den Amazonas vor. Besonders die indi-
genen Schutzgebiete bilden dabei einen 
Block und halten die Entwaldung auf. 
Innerhalb der indigenen Schutzgebiete 
liegt die Entwaldung unter einem Pro-
zent – das ist noch einmal weit weniger 
als in den staatlichen Schutzgebieten.

80 Prozent der Energieversorgung in 
Brasilien wird durch Wasserkraft gedeckt. 
Wasserkraft wird als saubere Energie 
verkauft, was natürlich so nicht stimmt, 

und es gibt große Pläne, weitere Stau-
dämme an verschiedenen Flussläufen 
zu bauen. Der Ausbau von Wasserkraft 
kann aber nur gelingen, wenn Schutz-
gebiete geschwächt werden, also wenn 
es auch erlaubt ist, riesige Flächen inner-
halb staatlicher und indigener Schutz-
gebiete zu überschwemmen. Der zweite, 
noch viel größere Treiber ist die Land-
wirtschaft. Brasilien ist der weltweit größ-
te Exporteur vieler Agrarprodukte. Auf 
den gerodeten Regenwaldflächen wer-
den jedoch sehr oft zunächst ineffiziente 
Rinderweiden angelegt. Die Rindfleisch-
versorgung ist somit auch ein wesent
licher Grund für die Entwaldung im 
Brasilianischen Amazonas. Darüber hin-
aus gibt es neue Pläne zur Ölförderung, 
zum Staudammbau und zum Bergbau für 
alle möglichen Mineralien, gegen die jetzt 
auch die Indigenen demonstriert haben.

NGOs und Zivilgesellschaft 
müssen zusammenarbeiten
Hier geht es darum, die Zivilgesellschaft 

dabei zu unterstützen sich zu organisie-
ren, sich Gehör zu verschaffen und ihr 
auch dabei zu helfen, sich zunächst 
einmal selbst zu einigen. Das muss 
man natürlich erst lernen, dazu benötigt 
man bestimmte Mittel und Methoden. 
Dabei gilt es, einen engen Pakt zu 
schließen zwischen NGOs und den indi-
genen Gruppen.

Das Resultat unserer Bemühungen war, 
dass eine Bürgerbewegung entstand – 
die drittgrößte Bürgerbewegung, die 
Brasilien je gesehen hat. Die ersten bei-
den richteten sich gegen die Diktatur in 
Brasilien und gegen die Hyperinflation, 
sie liegen schon lange zurück. Die neue 
Bürgerbewegung setzt sich für Natur-
schutz ein – das ist etwas, was es vorher 
in Brasilien so noch nie gab. 80 Pro-
zent der Bevölkerung in Brasilien lebt in 
Städten und hat mit den Regenwäldern 
kaum Berührungspunkte. Die meisten 
waren noch nie da und haben nur eine 
sehr geringe Wertschätzung. Und nun 
gibt es also eine Bürgerbewegung, die 
sagt: Uns reicht es, wir vertrauen der 
Regierung nicht mehr, sie setzt nicht 
unsere Interessen durch.

Auch das wurde flankiert von einer 
internationalen Kampagne, denn natür-
lich ist dieses Thema international. Wir 
alle sind vom brasilianischen Amazonas 
abhängig, er bildet auch unsere Lebens-
grundlage. Deshalb haben wir zum 
Beispiel Anzeigen in der Financial Times 
geschaltet, als Präsidentin Dilma 2012 
zum Weltwirtschaftsforum nach Davos 
gefahren ist, um ein Gespräch in Gang 
zu setzen und natürlich um politischen 
Druck auszuüben.

Transparenz als Basis  
für Entscheidungen
Ganz wichtig ist, dass in solchen Ländern 
überhaupt erst einmal Transparenz hin-
sichtlich der Entscheidungsvorgänge 
geschaffen wird. So wurde eine Website 
eingerichtet, auf der erstmals öffentlich 

gemacht wird, welche Gesetzesänderun-
gen gerade im brasilianischen Parla-
ment behandelt werden und in welchem 
Stadium sie sich befinden. Eine andere 
Website zeigt, wo überhaupt Staudämme 
geplant sind, mit welcher Megawattleis-
tung und mit welchen Auswirkungen. 
Auch das war bislang nicht transparent. 
Und drittens gibt es jetzt eine Website, 
die zum ersten Mal das Schicksal vieler 
Schutzgebiete weltweit darstellt, also 
zum Beispiel auf einen Blick zeigt, wo 
einmal eingerichtete Schutzgebiete 
heruntergestuft werden. Viele von uns 
gehen ja immer davon aus, dass es ein 
Triumph des Naturschutzes ist, wenn ein 
neues Schutzgebiet deklariert wird. Oft 
ist es aber so, dass diese Schutzgebiete 
später wieder geschwächt werden.

Mit unseren Kampagnen konnten wir 
erreichen, dass zumindest zwei Stau-
dämme, die in einem Gebiet liegen, auf 
das wir uns mit einer Kampagne konzen-
triert haben, nicht mehr im Energieplan 
fürs nächste Jahr in Brasilien auftau-
chen. Der nächste Schritt wäre jetzt, 
einen Bezug zu Europa herzustellen, um 
diese Kampagne gegen die Gesetzes-
novellierung fortzuführen und – ich 
spreche für den WWF Deutschland – 
eine Verbindung zu deutschen Unter-
nehmen herzustellen. Brasilien ist der 
wichtigste Lieferant für Deutschland, 
was Metallerze angeht, aber auch für 
viele andere Agrarprodukte. Hier gilt es 
jetzt, die Unternehmen in Deutschland 
konstruktiv anzusprechen und ihnen  

zu verdeutlichen: Ihr beteiligt euch an 
etwas, was unter Umständen sogar 
illegal ist, denn viele der Produkte,  
die wir importieren, sind durch illegale 
Entwaldung entstanden.

Das heißt: Am besten ist es, wenn Poli-
tik, Unternehmen und Zivilgesellschaft 
sich zusammensetzen und versuchen, 
eine Lösung zu schaffen. Ich bin sicher, 
Deutschland kann und muss hier ein 
Vorbild sein.

Prof. Dr. Hermann Held, Univer­
sität Hamburg, Forschungsstelle 
nachhaltige Umweltentwick­
lung: Wenn die Zerstörung des Regen-
waldes indirekt auch durch unsere Im-
porte getrieben ist, könnte man dann 
nicht für „schmutzig“ produzierte Waren 
Schutzzölle erheben?

Philipp Göltenboth: Ja, dafür gibt 
es mit dem FLEGT-Aktionsplan der EU 
und mit dem Holzhandelsgesetz auf 
deutscher Ebene sogar ein Beispiel. Die-
se Gesetze kehren nämlich die Beweis-
last um, das heißt, die Unternehmen 
müssen belegen, dass in diesem Fall das 
importierte Holz oder Papier aus legalen 
Quellen stammt. Das ist zumindest ein 
erster Ansatz. Der zweite Schritt wäre 
dann sicherzustellen, dass die Produkte 
auch nachhaltig sind. Dafür gibt es bes-
ser geeignete Mittel, zum Beispiel die 
Zertifizierung, im Fall von Holz und Papier 
durch das FSC-Siegel. Da kann der Ver-
braucher dann eine Entscheidung treffen.

Partizipation und Naturschutz: Worauf kommt es an? Erfahrungen aus Afrika und Südamerika Partizipation und Naturschutz: Worauf kommt es an? Erfahrungen aus Afrika und Südamerika

Dr. Cornell Babendererde, CDU-
Abgeordnetenbüro Birgit Stöver: 
Natürlich ist es für die gesamte Welt 
wichtig, dass die Regenwälder erhalten 
bleiben, aber unser eigener Wohlstand 
hier in Europa basiert letztlich doch auch 
auf Raubbau. Hat ein armes Land wie 
Brasilien nicht die gleichen Rechte wie 
wir, sich wirtschaftlich zu verbessern?

Philipp Göltenboth: Ja, das ist tat-
sächlich ein Dilemma, allerdings haben 
wir weltweit natürlich nicht mehr viel 
Spielraum, die hier bei uns begangenen 
Fehler woanders zu wiederholen. Und 
es gibt die große Chance, den BRICS-
Ländern zu helfen, einen anderen Weg 
einzuschlagen. Es ist nicht so, dass das 
in Brasilien nicht möglich wäre. Brasilien 
hat sich während der Zeit, in der dort 
mehr als die Hälfte aller Schutzgebiete 
weltweit ausgerufen wurden, zum inter-
national führenden Agrar-Exporteur ge-
mausert. Beides gleichzeitig ist also 
machbar. Man muss es natürlich auch 
von außen unterstützen.

Holger Wesemüller, Nieder­
sächsischer Heimatbund: Wie 
sehen Sie die Rolle der Kirche, könnte  
sie nicht stärker in solche Prozesse ein
bezogen werden?

Philipp Göltenboth: Ja, absolut, da 
machen die NGOs meiner Meinung nach 
noch viel zu wenig. Es gibt ein paar sehr 
gute Beispiele, darunter das Programm 
„Sacred Earth“ des WWF. Im Koran bei-
spielsweise steht wesentlich mehr dar-
über, dass man die Natur schützen und 
sich nicht untereignen soll, als in der 
Bibel. Es gibt in Ostafrika erfolgreiche 
Programme, bei denen mit Imamen zu-
sammengearbeitet wird, die aufgrund 
ihres Glaubens überzeugte Naturschüt-
zer sind. Und oft sind es ja auch die 
Kirchen, die vor Ort in jedem Dorf eine 
Repräsentanz haben. Das ist wirklich 
ein ganz großes Potenzial von zwei gro-
ßen zivilgesellschaftlichen Kräften, die 
man noch stärker vereinen sollte.
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Meine erste These lautet: Unternehmen 
sind mehr als Akteure im Wettbewerb 
der Märkte. Wenn wir zu einem Kunden 
gehen, erleben wir sehr häufig die 
Reaktion: Was habe ich denn mit den 
Bürgern zu tun? Mich interessieren die 
Kosten, mich interessiert die Marge und 
mich interessiert vor allem mein Markt. 

Für alles, was darüber hinausgeht, gibt 
es Verbände – die sollen sich darum 
kümmern. Ich bin faktenorientiert und 
möchte nichts mit der Nörgelei aus der 
Bevölkerung zu tun haben. Falls ich 
irgendwelche Sorgen habe, rufe ich 
eben meinen Abgeordneten, meinen 
Bürgermeister oder meinen Landrat  

an. Und wenn ich irgendwas von der 
Gesellschaft will, gibt es ja auch noch 
Genehmigungsverfahren, da wird dann 
nach Recht und Gesetz entschieden. So 
will ich das auch weiterhin handhaben.

Das alles erleben wir in der Praxis. Doch 
mit dieser Einstellung kommt man heute 
einfach nicht mehr weiter. Und ich glau-
be, dass viele Klagen von Unternehmen 
darüber, dass sie irgendetwas nicht 
durchsetzen können, auf der mangeln-
den Einsicht beruhen, dass solche 
Denkweisen nicht mehr funktionieren. 
Tatsache ist: Auch als Unternehmen 
sind wir heute Teil einer Netzwerkgesell-
schaft. Und damit meine ich nicht nur, 
dass wir jetzt mit Hilfe des Internets 
kommunizieren, sondern es bedeutet 
auch, dass Politik, Wirtschaft und 

Zivilgesellschaft keine getrennten Blöcke 
mehr sind, so wie Niklas Luhmann es 
noch beschrieben hat. Heute sind die 
Prozesse, die wir in der Politik, in der 
Wirtschaft und in der Gesellschaft haben, 
ganz eng miteinander verwoben. Und in 
diesen komplexen neuronalen Netzen, in 
denen ich mich da befinde, reicht es eben 
nicht aus, wenn ich versuche, an einer 
Stelle zu ziehen. Ob ich nun meinen 
Landrat oder meine Genehmigungs
behörde anrufe – ganz gleich, welchen 
Weg ich wähle, um das auf die traditio-
nelle Art und Weise zu lösen, es funktio-
niert nicht.

Wenn ich also etwas von der Gesell-
schaft will, dann muss ich mich mit den 
Gesetzen der Netzwerkgesellschaft 
auseinandersetzen. Ich würde das in 
meiner zweiten These so formulieren, 
dass das kooperative Denken in diesen 
Netzwerkgesellschaften durchaus neue 
Spielräume schafft für Unternehmen, 
die es zu nutzen wissen.

Partizipationsprozesse  
sind gesellschaftliche 
Lernprozesse
Aus Unternehmenssicht wird die ex-
terne Kommunikation oft als ein not-
wendiges Übel betrachtet. Transparenz 
lässt man nur widerwillig und einge-
schränkt zu. Und wenn man über Partizi-
pation redet, dann wird häufig gesagt: 
Na ja, ich lade die alle mal zum Tag der 
offenen Tür ein. Oder: Ich habe meine 

lokalen Informationsveranstaltungen. 
Etwas in der Art. Doch das ist auch 
wieder altes Denken.

Heute kommt es darauf an, gesellschaft
liche Lernprozesse zu durchlaufen – 
dazu gehören auch Partizipations
prozesse. Und das versuche ich den 
Unternehmen beizubringen. Es reicht 
eben nicht, wenn der Chef nach Prü-
fung aller internen Unterlagen festlegt, 
welche Entscheidung getroffen werden 
soll. Wenn ich etwas von der Gesellschaft 

will, dann muss ich versuchen, sie in 
diesen Lernprozess einzubinden. Sie 
werden sich an Ihre Schulzeit erinnern: 
Lernprozesse funktionieren immer dann 
ganz schlecht, wenn der Lehrer in die 

Klasse kommt, das Tafelbild schon da 
ist, und er sagt: Hier steht alles, jetzt 
wisst ihr es auch. Nein, das Tafelbild 
muss Schritt für Schritt gemeinsam ent-
wickelt werden. Und so sollte es auch 
in den Unternehmen laufen. Ich glaube 
allerdings, dass die erste Methode hier 
noch sehr verbreitet ist und das gemein-
same, gewissermaßen pädagogische 
Vorgehen Seltenheitswert besitzt.

Im Übrigen gibt es in Unternehmen na-
türlich sehr häufig die Einstellung: Na ja, 

wir haben das alles ja schon intern ge-
prüft. Und wir vertreten doch auch  
das Allgemeinwohl, denn wir schaffen 
Arbeitsplätze und zahlen Steuern. Des-
wegen genügt es, wenn wir unsere 

Wie reagiert eigentlich ein deutsches Unternehmen typischerweise auf Anliegen 
aus der Bevölkerung? Und wie kann es eine breite Akzeptanz für seine Anliegen 
schaffen? Nach meiner Erfahrung liegt der Schlüssel für die erfolgreiche Imple-
mentierung von Neuem in der richtigen Kommunikation und Beteiligung. Um 
das zu veranschaulichen, möchte ich Ihnen aus meiner Praxis als Unternehmer 
und Partizipationsexperte berichten.

Zwischen den Forderungen der  
Bürger und den Anforderungen 
des Transformationsdrucks
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Informationen einfach nur verkünden. 
Und wenn ich doch so einen pädagogi-
schen Prozess starte, dann eigentlich 
nur pro forma, denn nur die anderen 
sollen lernen, ich selbst habe ja schon 
alles gelernt. Nun, ich kann Ihnen ver-
sichern: In sämtlichen Verfahren, die 
wir durchgeführt haben, konnten wir 

feststellen, dass unsere Kunden – in 
Unternehmen, aber auch in der Politik 
oder in der Zivilgesellschaft – am Ende 
doch auch selbst etwas gelernt haben.

Ich möchte die Formulierung „neue Spiel-
räume“ noch etwas näher erläutern. 
Das mache ich am besten anhand eines 
Beispiels, nämlich der Mediation zum 
Ausbau der neuen Start- und Landebahn 
am Frankfurter Flughafen, dem bislang 
größten Dialogverfahren in Deutschland, 
das auch als Vorbild für viele kleinere 
Verfahren gelten kann. Neue Spielräume 
für alle Beteiligten gab es dort, weil die 
Debatte eines konkreten Konflikts zwi-
schen Lärmbelastung einerseits und 
wirtschaftlichen Vorteilen andererseits 
sehr viele Innovationen hervorgebracht 
hat. Die gesamte Lärmgesetzgebung 
des Bundes ist von diesem Mediations-
verfahren bestimmt worden. Wir haben 

dort Forschungsprojekte zur Frage der 
Immobilienbewertung in solchen belas-
teten Regionen durchgeführt. Wir haben 
Forschungsprojekte zum Thema niedrig-
schwelliger Lärm durchgeführt. Wir 
haben neue Kompensationsverfahren 
für Lärmbelästigte entwickelt. Und wir 
haben neue An- und Abflugverfahren 

entwickelt, die heute international Gel-
tung bekommen haben. Das alles ist 
aus den zehnjährigen Dialogen zwi-
schen den betroffenen Stakeholdern 
und den Bürgern vor Ort entstanden. 
Das meine ich, wenn ich von „neuen 
Spielräumen“ spreche.

Die Weisheit der  
Vielen nutzen
Was hat es nun mit den „gesellschaftli-
chen Lernprozessen“ auf sich? Ich 
möchte mit dieser Formulierung zum 
Ausdruck bringen, dass so etwas wie 
die Weisheit der Vielen existiert. Und ich 
möchte damit sagen, dass diese den 
Unternehmen hilft – das ist meine dritte 
These. Seit 1995 haben wir bei IFOK 
Tausende von Veranstaltungen und 
Hunderte von Projekten durchgeführt 
und ich kann mich an keinen einzigen 

Fall erinnern, bei dem tatsächlich Unsinn 
herausgekommen ist. Das, was eine 
divers zusammengesetzte Gruppe in 
einem gut organisierten Prozess ge-
meinsam erarbeitet, hat nach meiner 
Erfahrung immer Hand und Fuß. Aber wie 
können wir uns diese Weisheit der Vielen 
für unsere Entscheidungsprozesse, für 
bessere Entscheidungen in der Gesell-
schaft zunutze machen? Das ist, glaube 
ich, die zentrale Herausforderung.

Einer der ersten Schritte bei solchen 
Verfahren muss es sein, Sachorientierung 
sicherzustellen. Denn es soll ja nicht 
über irgendwelche unsinnigen Präsen-
tationen oder Einzelmeinungen diskutiert 
werden. Für uns heißt die Methode der 
Wahl hier Faktenklärung, im Englischen 
Joint Fact Finding. Die Vergangenheit hat 
gezeigt: Wenn wir einen solchen Pro-
zess durchführen, können wir gleich zu 
Beginn 80 bis 90 Prozent aller Konflikt-
themen ad acta legen, weil sich heraus-
stellt, dass es eigentlich gar keine 
Konflikte sind, sondern Meinungs
verschiedenheiten oder falsche Inter-
pretationen. Häufig spielen auch die 
Medien eine Rolle, indem sie einen 
Scheinkonflikt vermitteln. Mit einem 
solchen Joint Fact Finding kann man 
das beseitigen und sich dann auf die  
10 oder 15 Prozent der tatsächlich 
relevanten Konflikte konzentrieren.

Unternehmen haben einen großen Vor-
teil, wenn sie ein solches Verfahren von 
sich aus anstoßen. So erreichen sie, 
dass in der Öffentlichkeit die Spreu vom 
Weizen getrennt wird und sie tatsächlich 
eine faktenbasierte Diskussion angehen 
können, anstatt über irgendwelche 
Schimären zu sprechen. Das gilt im 
Übrigen nicht nur für Unternehmen, 
sondern auch für andere Institutionen.

Eine neue Art der  
Führung ist nötig
Meine vierte These lautet, dass Führungs
stärke in einer solchen Situation neu 

definiert wird. In Unternehmen hat es 
sich ja schon weitgehend durchgesetzt, 
dass der Chef nicht über allem steht 
und die Entscheidungen im Alleingang 
fällt. In der Gesellschaft wird hingegen 
oft noch dieses Vorgehen verlangt, von 
der Politik zum Beispiel. Da heißt es 
dann: Der Minister soll endlich mal 
entscheiden! Und das, obwohl ich im 
eigenen Unternehmen ja auch sehr 
partizipative Entscheidungsprozesse 
habe, auch wenn es dort vielleicht an-
ders genannt wird.

Hier ist also die Kunst der Führung die 
Frage: Wie gelingt es mir, andere für mein 
Anliegen zu begeistern? Wie gelingt es 
mir, andere ins Boot zu holen und mit 
ihnen gemeinsam etwas umzusetzen? 
Das ist in meinen Augen eine neue Art 
der Führung, die im gesellschaftlichen 
Umfeld benötigt wird. Und dazu gehört 

auch der Punkt, dass das viel zitierte 
„Not in my Backyard“ nicht als eine ge-
gen das Allgemeinwohl gerichtete Ein-
stellung von irgendwelchen Nörglern 
verteufelt wird, sondern dass häufig die 
Betroffenen von Entscheidungen sehr 
berechtigte und gut nachvollziehbare 
Gründe haben, dagegen zu sein. Bei 
vielen Entscheidungen gibt es eben 
Verlierer und die Frage ist: Wie geht 
man mit diesen Verlierern um? Jeden-
falls nicht, indem man sie als Dumm-
köpfe bezeichnet.

Die Erkenntnis, dass es tatsächlich Kon-
flikte gibt, die ich mit meiner wirtschaftli-
chen Tätigkeit hervorrufe, ist ein ganz 
zentraler Punkt. Sie mögen sagen, das 
sei trivial – und für hier anwesende Unter-
nehmen ist es sicherlich auch eine 
Selbstverständlichkeit –, doch es gibt 
viele Fälle in unserer Praxis, in denen wir 
erst einmal sehr hart an der Erkenntnis 
arbeiten müssen, dass Menschen, die 
gegen etwas protestieren, in der Regel 
sehr legitime Interessen haben. Und das 
bedeutet eben auch eine Veränderung in 
der Frage, wie ich meine Führungsrolle 
in der Gesellschaft wahrnehme.

Ich komme nun zu meiner letzten These, 
nämlich dass sektorenübergreifende 
Kooperationsprozesse zu einem Erfolgs-
faktor im internationalen Wettbewerb 
werden. Man kann sich ja fragen: Was 
geschieht denn eigentlich, wenn wir 

uns nicht einigen können und alles still-
steht? Nun, dann steht eben tatsächlich 
alles still und wir haben einen großen 
Nachteil im internationalen Wettbewerb.

Kooperation schafft  
Vorteile im internationalen 
Wettbewerb
Und Schwierigkeiten, wie wir sie hier 
haben – sei es mit Stuttgart 21 oder mit 
neuen Technologien, die wir einführen 

wollen –, gibt es ja nicht nur in der Bun-
desrepublik, sondern natürlich weltweit. 
Wir sind in über 40 Ländern tätig, mo-
mentan hauptsächlich zum Thema 
erneuerbare Energien und glauben Sie 
mir: Die Diskussionen sind in allen 
Erdteilen sehr ähnlich. Das hängt natür-
lich auch damit zusammen, dass wir in 
der international vernetzten Welt auch 
globale NGOs haben, die zum Beispiel 
bei Windparks in den USA, in Afrika 
und in anderen Ländern von der lokalen 
Bevölkerung um Hilfe gebeten werden.

Ich würde gerne das Beispiel des 
Mediationsverfahrens am Flughafen 
Frankfurt noch ein bisschen genauer 
skizzieren, weil es sehr schön deutlich 
macht, wo die Chancen solcher Verfah-
ren liegen und wie man sie führen kann. 
Ich muss dazu sagen: Dieser Dialog 
wurde über zehn Jahre lang geführt. 
Heute gibt es einen Anti-Lärmschutz-
Pakt und es gibt ein Nachtflugverbot, 
doch die Landebahn wurde tatsächlich 
gebaut – inmitten der am dichtesten 
besiedelten Region Europas. Die Wett-
bewerber, also andere Flughäfen in 
Europa, die zur gleichen Zeit mit ihren 
Planungen anfingen, haben ihre Lande-
bahnen noch längst nicht realisiert. Hier 
haben wir also mit unserem Verfahren 
einen Standortvorteil erreicht.

Wie lief das ab? Nun, das war ein 
Mediationsverfahren, das parallel zu 
den Genehmigungsverfahren und den 
Entscheidungsverfahren im Parlament 
durchgeführt wurde – als Ergänzung 
der repräsentativen Demokratie. Warum 
war es so erfolgreich? Das lag unter 
anderem daran, dass es einen Ort  
der Debatte gab. Es ist ja bei vielen 
aktuellen Themen so, dass die Debatte 
zerfasert. Wir diskutieren über die 
Energiewende hier und dort in kleinen 
Grüppchen, es gibt hier ein Gutachten 
und dort ein Gutachten – und keiner weiß 
so recht: Wo kann ich mich eigentlich 
wirklich informieren? Wo fügen sich diese 
ganzen Diskussionsstränge zusammen? 
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Ich glaube, es ist ein zentraler Punkt, ei-
nen solchen Ort der Debatte zu haben, 
an dem ich mich als betroffener Bürger 
informieren und orientieren kann.

Das Joint Fact Finding, also die gemein-
same Faktenklärung, war ein ganz 

entscheidender Punkt in diesem Media-
tionsverfahren. Es wurde debattiert: 
Welche unterschiedlichen Meinungen 
gibt es? Welche Fakten werden präsen-
tiert? Es gibt ja immer den renommierten 
Professor, der sagt: A ist richtig. Und 
dann gibt es den genauso renommierten 
Professor, der sagt: Das ist alles Unsinn, 
B ist richtig. Wie soll ein Entscheider in 
der Politik damit nun umgehen? Wie soll 
ein Bürger damit umgehen? Beim Joint 
Fact Finding bringen wir Experten zu-
sammen mit anderen Experten, die sie 
sozusagen als Zeugen in ihrer Peer 
Group beobachten, damit wir heraus
finden können: An welchen Punkten 
streiten die sich eigentlich wirklich? Und 
an welchen Punkten sind sie sich einig? 
Das Erstaunliche dabei ist, dass die Kon-
flikte in weiten Teilen dann doch wesent-
lich geringer sind als vorher vermutet.

Dezentrale Bürgerbeteiligung bedeutet 
ja auch, dass jeder Bürger in einem sol-
chen Verfahren seine Fragen, Anliegen 

und Emotionen loswerden kann und 
dass er auch Antworten bekommt. 
Dazu sind Veranstaltungen erforderlich. 
Und dabei geht es eben nicht um reine 
Informationsveranstaltungen. Wenn ich 
nur darüber informieren möchte, was 
richtig ist und was jetzt gemacht wird, 

kann ich Beteiligung  von vornherein 
vergessen. Es muss einen Handlungs-
spielraum geben. Und wenn kein Hand-
lungsspielraum da ist, dann funktioniert 
auch keine Bürgerbeteiligung. Aber in 
aller Regel gibt es einen Handlungsspiel-
raum, ich habe nur sehr selten erlebt, 
dass da gar nichts ist, was man machen 
könnte. Und dann kann man diesen 
Handlungsspielraum eben so aus-
schöpfen, dass der Bürger mit seinen 
Anliegen ernst genommen wird. Er hat 
einen Ort, an dem er ernst genommen 
wird, an dem er seine Fragen und Be-
denken äußern kann, an dem er Antwor-
ten bekommt und an dem er auch sieht: 
Ich kann mit meiner Beteiligung etwas 
verändern, ich kann etwas mitgestalten.

Deswegen ist es sehr wichtig, dass ich 
als Unternehmen nicht nur über mein 
Vorhaben informiere, sondern dass ich 
von Anfang an die Gesellschaft, die 
Akteure, die Bürger mit einbeziehe und 
das Vorhaben gemeinsam mit ihnen 

entwickle. Ich könnte es auch alleine 
machen, aber es ist viel klüger, es ge-
meinsam zu tun, denn nur so erziele  
ich Akzeptanz und nur so profitiere ich 
auch von der Weisheit der Vielen.

Orchestrierung der  
Institutionen
Erfolgreich ist man mit einem solchen 
Verfahren aber nur, wenn man es perma-
nent orchestriert. Damit will ich sagen, 
dass es nicht ausreicht, an einem Run-
den Tisch irgendwelche Lösungen zu 
erzielen. Die Gesellschaft muss ebenfalls 
mitbekommen, worüber an diesem 
Runden Tisch diskutiert wird, damit sie 
sich, wenn sie möchte, einbringen kann. 
Und auch die entsendenden Institutionen 
müssen beteiligt werden. Es ist ja so: 
Wenn ein Gewerkschaftsvertreter an 
meinem Runden Tisch sitzt, heißt das 
noch lange nicht, dass die anderen 
Gewerkschaftsvertreter seine Meinung 
teilen. Orchestrierung bedeutet in diesem 
Fall also, dass ich die entsendenden 
Institutionen einbeziehen muss. Auch 
die Parlamente  sind zu beteiligen, denn 
dort wird am Ende entschieden. Und ich 
muss auch die Parallelität der Genehmi-
gungsverfahren, also der verwaltungs-
rechtlichen Schritte beachten, damit  
ich an der richtigen Stelle die richtige 
Diskussion mit den Bürgern führe.

Nicht erreichen kann ich allerdings, 
dass der Konflikt völlig verschwindet – 
das ist eine falsche Erwartung, die oft 
von Unternehmen geäußert wird. Es gibt 
auch bei der besten Bürgerbeteiligung 
und beim hervorragenden Stakeholder-
Dialog immer noch Menschen, die da-
gegen sind. Noch heute demonstrieren 
am Flughafen Frankfurt jeden Montag 
1.000 Ausbaugegner. Und die bewirken 
auch noch einiges, weil man ja perma-
nent An- und Abflugverfahren verbessern 
kann. Aber die Erwartung zu haben,  
mit einem solchen Verfahren alle Kritiker 
zu besänftigen und umzustimmen, die 
ist irrig.

Ich muss mich in solchen Verfahren da-
rauf konzentrieren, was für die breite 
Allgemeinheit sinnvoll ist und was sie mit-
trägt. Wenn sich der Flughafen-Vertreter 
mit einer Bürgerinitiative auf dem Podium 
streitet, werden sie sich auch anschlie-
ßend nicht in allen Punkten einig sein. Der 
entscheidende Punkt ist: Was denken 
die Hunderte, Tausende oder Millionen 
Bürger, die zuhören? Wie finden die 
nachher die Ergebnisse aus einem 
solchen Bürgerbeteiligungsprozess? 
Finden die das fair? Finden die es gut, 
wie man mit den Verlierern umgeht? 
Oder sehen sie eben keine Resonanz für 
die gute Lösung? Das ist ein zentraler 
Punkt für alle diese Verfahren. Es kommt 
auf die Orchestrierung und die breite 
Akzeptanz an und nicht darauf, dass 
am Ende der Widerspruch vollständig 
beseitigt ist.

Ich habe das Prinzip jetzt am Beispiel 
des Frankfurter Flughafens ein bisschen 
näher erläutert, aber Sie können es 

auch auf den Neubau einer Speditions-
halle in einem kleinen Ort anwenden oder 
auf Naturschutz-Konflikte – das ist vom 
Prinzip her genau das Gleiche. Und ich 
glaube, dass wir da in Deutschland 

zwar noch im Experimentiermodus 
sind, aber ich habe bei unserer Tätigkeit 
in vielen Ländern doch das Gefühl, 
dass wir ganz schön weit sind. In den 
USA sehen die sich unsere Verfahren 
inzwischen sehr genau an und das 
motiviert unsere Unternehmenskunden 
natürlich, denn eine solche Good 
Governance in derartigen Beteiligungs-
verfahren kann eben auch ein Wett
bewerbsfaktor sein.

Dirk Grah, GLS Gemeinschafts­
bank: Gibt es Fälle, in denen das 
Unternehmen mit seinem ursprünglichen 
Anliegen in diesem Mediationsverfahren 
nicht zum Ziel gekommen ist – entweder 
aus ökonomischen Gründen oder  
aus Einsicht?

Dr. Hans-Peter Meister: Natürlich 
gibt es gescheiterte Mediationsverfahren. 
Häufig findet am Ende eines solchen 
Verfahrens eine Bürgerbefragung statt 
und da haben wir es sowohl erlebt, 

dass Vorhaben zugestimmt wurde als 
auch, dass sie abgelehnt wurden. Kleine 
Randbemerkung zum Thema Bürger-
begehren: Ich finde, so etwas löst nur 
dann ein gesellschaftliches Problem, 

wenn man einen Faktenklärungsprozess 
davor schaltet. Nur dann können wir 
nämlich wirklich über die Fakten ent-
scheiden und nicht über irgendwelche 
Gemischtlagen in der Debatte. Und 
dann finde ich sie sinnvoll.

Thomas Kraupe, Planetarium 
Hamburg: Sie sprachen von breiter 
Akzeptanz in der Öffentlichkeit. Da  
frage ich mich: Wie messen Sie die 
eigentlich?

Dr. Hans-Peter Meister: Nun, zum 
Teil eben mit solchen Bürgerbegehren. 
Zum Teil auch über Fokusgruppen, 
über repräsentative Umfragen – natür-
lich nur bei größeren Projekten. Und 
zum Teil einfach qualitativ anhand von 
Interviews in der Breite. Das ist dann 
natürlich nicht quantitativ unterlegt.

Dr. Johannes Merck, Michael 
Otto Stiftung: Bringt der neue Füh-
rungsstil, von dem wir hier sprechen, 
nicht einen gewissen Opportunismus 
mit sich, weil Manager immer mehr 
berücksichtigen müssen, was über-
haupt gesellschaftlich durchsetzbar ist?

Dr. Hans-Peter Meister: Sie sa-
gen jetzt Opportunist so negativ. Jeder 
Unternehmer ist natürlich insofern ein 
Opportunist, als dass er Opportunitäten 
am Markt wahrnimmt. Wenn er das gut 
gemacht hat, ist er ein wirtschaftlich 
erfolgreicher Unternehmer und wenn  
er es schlecht gemacht hat, geht sein 
Unternehmen eben pleite. Und ich 
glaube, ganz ähnlich ist es auch, wenn 
ich als Unternehmer etwas von der 
Gesellschaft will. Dann muss ich auch 
schauen: Wo sind meine Opportuni
täten? Wie kann ich diesen Wandel, 
den ich der Allgemeinheit abverlange, 
umsetzen? Welche Verbündeten gibt 
es? Wo finde ich Akzeptanz? Und da 
muss ich neben der Wirtschaftlichkeit 
eben auch die anderen Aspekte in  
der Gesellschaft prüfen und insofern 
Opportunist sein.
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Meine Ausführungen möchte ich Ihnen 
anhand von Symbolen veranschaulichen. 
Das erste liegt auf Ihrem Tisch: ein Bio-
Hustenbonbon. Wenn wir uns erinnern, 
mit welchen Themen wir uns vor zehn 
oder 15 Jahren beschäftigt haben, so 
gehören ganz sicher die Agrarwende 
und die Förderung des Öko-Anbaus 
dazu. Und ich meine hier nicht die staat
lichen Förderprogramme – die sind zwar 
auch sinnvoll, aber mit Sicherheit nicht 
der Treiber in diesem Bereich gewesen. 
Wir haben hier vielmehr ein praktisches 
Beispiel, wie bestimmte Naturschutz- 
und Umweltschutzanliegen durch die 
Verbraucher unterstützt wurden.

Mir fallen viele weitere Fälle ein, in denen 
in den vergangenen Jahren Partizipation 
über das Konsumverhalten möglich war. 
Sei es der Boykott von Shell-Tankstellen 
oder der Verzicht auf Rindfleisch nach 

der BSE-Krise – die Verbraucher zeigten, 
dass sie weitere Motive neben dem 
Preis in ihre Kaufentscheidung mit ein-
fließen lassen. Die regelmäßigen Studien 
der Otto Group belegen ebenfalls, dass 
der Trend zum ethischen Konsum an-
hält. Und dazu gehören auch Produkte 
wie dieses Bonbon.

Entscheidungen fallen 
unbewusst
Mein zweites Symbol ist das Gehirn, 
leicht abstrakt veranschaulicht durch 
diese beiden Papierknäuel. Damit 
möchte ich aussagen: Wer sich mit 
Partizipation beschäftigt, sollte wissen, 
wie unser Hirn funktioniert. Wir haben 
uns im Rahmen der Verbraucherpolitik 
in den letzten Monaten und Jahren inten-
siv mit diesem Thema befasst, denn uns 
haben viele Fragen umgetrieben: Wie 

erklärt sich beispielsweise die Diskrepanz 
zwischen den sozial erwünschten Ant-
worten auf Fragen zum Tierschutz und 
dem tatsächlichen Kaufverhalten? Was 
motiviert die Menschen? Wie treffen sie 
ihre Entscheidungen? Die Verbraucher-
forschung untersucht diese Prozesse 
und versucht, Antworten zu finden. Ich 
will Ihnen einige Beispiele nennen, die 
uns helfen können bei der Frage, wie 
man die Partizipation der Konsumenten 
weiter fördern kann.

Sucht man nach Gründen für unsere 
Entscheidungen, stellt man schnell fest, 
dass wir die Rolle unserer kognitiven 
Fähigkeiten hoffnungslos überschätzen. 
Es gibt Experimente, bei denen Studen-
ten wissentlich falsche Botschaften ge-
meinsam mit den Logos von vier großen 
Wirtschaftszeitungen gezeigt wurden. 
Das Spannende war, dass die Frage, 

ob ich einer der Botschaften vertraue, 
innerhalb von einer Sekunde getroffen 
war, obwohl man dreieinhalb Sekunden 
brauchte, um die Botschaft überhaupt 
zu Ende zu lesen. Das heißt, es gibt viele 
Prozesse im Gehirn, Gehirnprozesse, die 
eine große Rolle spielen bei der Frage, 
wem wir glauben.

Herr Göltenboth, Sie haben ja berichtet, 
dass man in Afrika bestimmte ökonomi-
sche Entscheidungen in die Hände der 
Frauen legt. Das kann man damit begrün-
den, dass im männlichen Gehirn nur drei 
Zentren an Entscheidungsprozessen be-
teiligt sind, während es bei Frauen fünf 
sind. Das heißt, sie sind etwas besser – 
oder zumindest anders – in der Abwä-
gung von Kriterien, während sich Männer 
unter Umständen auch von ihrer Risiko
freudigkeit leiten lassen, auch beim Geld-
ausgeben. Das sind nur zwei Beispiele, 
die zeigen: Man sollte wissen, wie die-
ses zentrale Organ funktioniert, um zu 
verstehen, was für Menschen wichtig ist, 
was sie beeinflusst. Das gilt auch für die 
Beispiele der deutschen Partizipations
prozesse, die Herr Dr. Meister und Frau 
Prof. Schwan geschildert haben.

Übrigens bringt jeder von uns nicht nur 
eine individuelle, sondern auch eine 
kollektive Geschichte mit. Wir sind Teil 
einer Volksgruppe, wir sind Teil einer 
Nation, wir sind vielleicht Teil einer 
Community. Und so tragen wir auch 
unterbewusste kollektive Erwartungen 
in uns, die uns bei Entscheidungen 

beeinflussen. Das ist ein Grund dafür, 
dass solche Prozesse Zeit brauchen.

Last but not least treibt uns auch die 
Erfahrung, etwas in einer Gruppe zu tun, 
zur Beteiligung an. Dieses innere Bedürf-
nis ist noch ein Relikt aus der Steinzeit. 
Es gibt also viele wissenschaftliche 
Erkenntnisse darüber, was unsere Ent-
scheidungen beeinflusst und wie man 
Verbraucherinformationen aufsetzen 
sollte. Das ist sicherlich auch für andere 
Informationsprozesse von Bedeutung.

Die Digitalisierung  
erleichtert Partizipation
Die Digitalisierung ist eine weitere Ver-
änderung, die aus Verbrauchersicht von 

hoher Bedeutung ist. Vor rund zehn 
Jahren wurde Facebook gegründet, heu-
te hat es 1,32 Milliarden Mitglieder. Das 
heißt, wir haben hier technologiegetrie-
bene Prozesse, die mit einer großen 
Dynamik das Leben verändern – nicht 
nur das Leben im Netz, sondern auch 
das reale Leben. Das bietet unter dem 
Gesichtspunkt der Partizipation enorme 
Chancen. Die Studentenproteste in der 
Türkei waren fast ausschließlich über 
Twitter und Facebook organisiert. Wir 
müssen uns also damit beschäftigen, 
was Digitalisierung bedeutet.

Dass sich für Verbraucher durch die Digi-
talisierung viel verändert hat, bekommen 
vor allem die Unternehmen schmerz-
lich zu spüren. Im Netz ist die Zahl der 

Was heißt eigentlich Partizipation? Was heißt Mit-Bestimmen, Mit-Gestalten 
oder auch Mit-Verhindern? Nicht nur in unserer Rolle als Bürger, sondern  
auch als Verbraucher haben wir zahlreiche Möglichkeiten, Einfluss zu nehmen. 
Deswegen ist es meiner Meinung nach an der Zeit, sich etwas genauer mit 
unserer Rolle als Konsumenten zu beschäftigen.

Der Einfluss der Verbraucher: 
Mehr direkte Demokratie – 
Risiko oder Chance?
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Konkurrenten oft größer und nur einen 
Klick entfernt. Die Meinungsbildung über 
Unternehmen und über Produkte wird 
ganz stark über soziale Netzwerke ge-
steuert, über Bewertungen anderer Ver-
braucher. Und das beeinflusst die Märkte 
natürlich. Ich denke, viele von Ihnen 
werden Hotelbewertungsportale nutzen, 
um sich vor einer Buchung zu informie-
ren. Und diese Entwicklung wird noch 
zunehmen. Jedes Unternehmen und 
jedes Produkt muss sich der Kritik der 
Verbraucher stellen. Das macht es für 
Unternehmen nicht einfacher – vor allem 
für Unternehmen, die ein längerfristiges 
Interesse haben. Aber es ist aus Ver-
brauchersicht zunächst eine Möglich-
keit der Partizipation.

Wir untersuchen derzeit die Qualität sol-
cher Portale, weil sie natürlich für Betrug 
sehr anfällig sind. So gibt es beispiels-
weise Arztvergleichsportale, in denen 
nur eine Bewertung zu finden ist – viel-
leicht eine Bewertung der Arzthelferin 
des Konkurrenten, das weiß man ja nicht. 
Deswegen beschäftigt uns die Frage: Wie 
kann man in der Verbraucherinformation 
Qualitätsanforderungen aufstellen?

Gleichzeitig macht das Netz deutlich, 
dass wir eben nicht nur Verbraucher sind. 
Wir werden immer mehr zu Produzenten. 
Wir produzieren Content, indem wir 
unsere Videos bei YouTube hochladen, 
wir produzieren Content mit den Bildern, 
die wir ins Netz stellen. Wir werden 
sogar zu Co-Produzenten. Es gibt eine 
Reihe von Unternehmen, die ihre Kun-
den mit einbeziehen in die Gestaltung 
der Auswahl von Produkten, weil sie 
frühzeitig wissen wollen, was ihnen 
wichtig ist. Das alles bringt große Ein-
flussmöglichkeiten mit sich. Aber es gibt 
eben auch keine Chance ohne Risiken.

Eine gewisse Qualität sicherzustellen, 
wäre also das erste wichtige Thema in 
diesem Zusammenhang. Das zweite ist, 
dass wichtige gesellschaftliche Entschei-
dungen in einem öffentlichen Diskurs 

stattfinden müssen – darauf hat ja auch 
Herr Dr. Meister bereits hingewiesen. 
Das ist im Internet aber nur einge-
schränkt möglich. Und das dritte wäre 
vielleicht noch: Dieser ganze Austausch 
findet auf privaten Plattformen statt  
und die sind eben auch sehr anfällig für 
Manipulationen.

Information und Bildung für 
mehr Einflussnahme
Mein dritter Punkt ist die Frage: Was 
kann ich als Verbraucher nun tun? Auch 
dafür habe ich Ihnen ein Symbol mit
gebracht, nämlich meinen Stift. Als 
Staatssekretär darf ich nur mit Rot unter-
schreiben, das ist alles genau geregelt 
im Ministerium. Für jede Ebene gibt es 
eine Farbe. Und dieser rote Stift könnte 
dafür stehen, dass wir auf Empowerment 
setzen. Das heißt, wir möchten die Ver-
braucher durch Information und Bildung 
befähigen, ihre Rolle wahrzunehmen 
und auch beim Einkauf ihren ethischen, 
ökologischen und sozialen Interessen 
Geltung zu verleihen.

Um für ein entsprechendes Umfeld zu 
sorgen, unterstützen wir Verbraucheror-
ganisationen. Im Finanzmarkt und in der 
digitalen Welt werden wir Marktwächter 

einsetzen – eine Aufgabe, die Natur-
schutzorganisationen teilweise ohnehin 
schon wahrnehmen. Wir arbeiten an 
Kriterien für eine bessere Verbraucher-
information. Und wir arbeiten daran, wie 
man nachhaltigen Konsum erkennbar und 
einfach machen kann – das ist ja auch 
für Naturschützer besonders wichtig.

In diesem Zusammenhang hat die 
EU-Kommission eine sogenannte CSR-
Richtlinie erlassen. Sie soll große 
Unternehmen verpflichten, über ihre 
Umwelt- und Sozialaktivitäten zu infor-
mieren. Diese Richtlinie wird vermutlich 
im kommenden Jahr in nationales Recht 
umgesetzt. Auch aus Naturschutz-Sicht 
wird es dabei sehr wichtig sein, dafür zu 
sorgen, dass Transparenz hinsichtlich 
der entscheidenden Umweltwirkungen 
gegeben ist.

Des Weiteren prüfen wir bei vielen Ent-
scheidungen: Wo sind die Zielkonflikte? 
Meine Tätigkeit besteht fast ausschließ-
lich aus der Moderation gegensätzlicher 
Ansprüche. Aktuelles Thema ist die Fra-
ge: Kann ich sozialverträgliche Mieten 
mit den Energieeinspar-Forderungen 
durch die Energiewende verknüpfen? 
Wenn Sie in einer Stadt wie Hamburg 
eine Wohnung neu bauen, dann kostet 

sie mindestens zehn Euro pro Quadrat-
meter. 7,50 Euro ist die Schallgrenze für 
Menschen mit mittlerem Einkommen, 
davon ausgehend, dass höchstens 30 
Prozent des Einkommens für Miete 
ausgegeben werden sollen. Wir müs-
sen also überlegen, wie man neue 
Wohnungen billiger machen kann. Man 
könnte zum Beispiel auf Tiefgaragen 
verzichten, die machen einen großen 
Teil der Baukosten aus. Aber da gibt es 
dann die Stadtplaner, die nicht möchten, 
dass alle Autos wieder auf der Straße 
stehen. Man könnte auch auf bestimmte 
Schallschutzanforderungen in den Häu-
sern verzichten, die – so sagen mir die 
Experten – in Deutschland hoch sind. 
Dann werden sich aber wieder andere 
wehren. Wir müssen also schauen, wie 
wir das Problem angehen. Wie macht 
es die Bauindustrie zurzeit, wenn sie in 
Städten baut? Sie verkleinert die Woh-
nungen. Das ist auch ein Weg, Ziel
konflikte zu lösen – aber eben nur einer.

Ein weiterer Punkt, mit dem wir uns 
beschäftigen, ist die Frage, wie wir 
Partizipation auch bei den Themen der 
Bundesregierung fördern, zum Beispiel 
beim TTIP. Sigmar Gabriel hat dazu 
einen Beirat einberufen, in dem unter-
schiedliche Interessengruppen vertreten 
sind. Er hat nicht nur das Ziel, ihnen 
Gehör zu verschaffen, sondern auch zu 
prüfen, welche Chancen ein solches 
Abkommen bieten könnte.

Um es noch einmal zusammenzufassen: 
Ich glaube, Partizipation ist in der Kon-
sumentenrolle in einem hohen Maße 
möglich. Das ist eine Chance, weil ich 
sehe, dass ich mit meinem Verhalten et-
was bewirken kann. Manchmal klappt es 
schneller und direkter als bei politischen 
Prozessen. Es erfordert aber auch einen 
bestimmten gesetzlichen Rahmen in dem 
Sinne, dass man für vernünftige Infor-
mationen sorgen muss, damit Verbrau-
cher ihre Entscheidungen auch treffen 
können. Und es erfordert, dass wir eine 
Marktordnung, eine Marktregulierung 

haben, die zu einem fairen Wettbewerb 
der Akteure untereinander führt.

Christoph Heinrich, WWF 
Deutschland: Ich möchte etwas 
provokativ nachfragen, ob Verbraucher 
überhaupt so selbstbestimmt sind, 
dass sie letztlich wirklich eine Macht 
darstellen können.

Gerd Billen: Nun, für die Berggorillas 
kann ich mit meinem Einkaufsverhalten 
natürlich wenig tun. Es gibt einfach Berei-
che, die ich über den Konsum nicht 
sinnvoll erreichen kann. Dennoch würde 
ich immer davor warnen, die Macht der 
Verbraucher zu unterschätzen. Die Frage, 
die mich umtreibt, lautet jedoch vielmehr: 
Wie kann ich die positive, befreiende 
Kraft von Partizipation ein Stück weit 
befördern? Da habe ich im Konsum 
einige Möglichkeiten. Ich kann damit 

nicht die Welt aus den Angeln heben, 
aber ich kann an der einen oder anderen 
Stelle Erfahrungen von Selbstwirksamkeit 
ermöglichen. Und ich glaube, das ist 
wichtig in meiner Rolle als Bürger, dass 
ich Partizipation als etwas Positives er-
lebe. Also, dies ist ein Plädoyer dafür zu 
schauen: Wo mache ich Angebote? 
Denn meine Lebenserfahrung hat mich 
gelehrt: Um Partizipation zu fördern, 

muss man es so machen, dass die Leute 
es mit Freude, mit Genugtuung verbin-
den. Ich spreche da eine Stelle im Gehirn 
an, die über das Rationale hinausgeht. 
An bestimmten Stellen brauchen wir 
dabei sicherlich auch noch eine klare 
gesetzliche Regulierung wie beispiels-
weise die Eco-Design-Richtlinie, um 
bestimmte Energiefresser vom Markt zu 
nehmen – und zwar für alle, damit kein 
Unternehmen die Möglichkeit hat, sie 
weiter zu verkaufen.

Dr. Gesa Heinrichs, OTTO: Wie 
kann es uns gelingen, mit den klassi-
schen partizipativen Verfahren auch die 
jüngere Generation anzusprechen, die 
damit nicht unbedingt aufgewachsen ist?

Gerd Billen: Die Bundesregierung hat 
kürzlich eine digitale Agenda aufgesetzt, 
um zu prüfen: Was muss in Deutschland 

getan werden, um genau das zu errei-
chen? Mein persönlicher Eindruck ist, 
dass die jungen Leute gar nicht aus-
schließlich digital unterwegs sind. Sie 
organisieren sich vielmehr digital, um 
sich in der Realität zu treffen. Und ich 
glaube, da ist die Durchdringung von 
analoger und digitaler Welt das, was  
wir nutzen und fördern können. Ich bin 
diesbezüglich ganz hoffnungsvoll.

Der Einfluss der Verbraucher: Mehr direkte Demokratie – Risiko oder Chance? Der Einfluss der Verbraucher: Mehr direkte Demokratie – Risiko oder Chance?
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Entscheidungen. Auch mehr Transpa-
renz – Herr Billen, Sie haben es gesagt – 
führt nicht zwingend zu mehr Vertrauen.

Was aber können dann die Anreize 
sein, eigene Interessen zumindest zur 
Diskussion zu stellen? Oder anders 
formuliert: Gibt es Lehren aus den 
Partizipationsprojekten in Namibia für 
Stuttgart 21? Ich glaube, das ist nur 
bedingt der Fall, denn es ist sicher 
leichter, Partikularinteressen miteinan-

der zu versöhnen, wenn Partizipation 
nicht nur Lasten mit sich bringt, son-
dern auch die Teilhabe an Gewinnen 

bedeutet. Im Stuttgarter Talkessel ist 
das jedoch schwierig, zumal in den 
begehrten Hanglagen vor allem Men-
schen wohnen, die nicht mehr viel 
brauchen, sondern nur noch Verluste 
befürchten. Die Frage wäre hier: Wie 
funktioniert so etwas in einer saturierten 
Gesellschaft?

Ich habe heute gelernt, dass ein Partizi-
pationsprozess am besten von allen 
Beteiligten als Chance begriffen wird – 

als Chance, eine bessere Lösung her-
beizuführen als die bereits geplante. 
Und ich habe gelernt, dass Partizipation 

Mühe macht und Zeit braucht. Es gilt, die 
Vielfalt der Perspektiven zu akzeptieren 
und auszuhalten. Dabei ist es in meiner 
Wahrnehmung jedoch so, dass die 
Gegner von Veränderungen eher Argu-
mente in der Hand haben als die Befür-
worter – aus einem einfachen Grund: 
Die Angst vor der Zukunft fühlt sich sehr 
gegenwärtig an, während die Hoffnung  
in die Zukunft viele Unsicherheiten birgt.

Hinzu kommt: Die Akteure, Befürworter 
und Gegner von Bahnhöfen, Strom
trassen, Gentechnik oder Sterbehos
pizen agieren vor Publikum – immer in 
Gefahr, ihr Gesicht zu verlieren. Auch 
darum braucht es geschützte Räume – 
wie Sie, Frau Prof. Schwan, sie zum 
Beispiel bieten – in denen die Verfechter 
von Partikularinteressen allmählich 
zugeben können, dass es auch ge-
meinsame Interessen gibt. Dazu gehört 
Offenheit im Sinne von Transparenz, 
aber auch Offenheit im Sinne von 
Aufgeschlossenheit.

Wie sieht jetzt die Lösung aus? Meine 
Empfehlung ist: Menschen lassen sich 
am besten motivieren, wenn man ihnen 
Geschichten des Gelingens erzählt. 
Viele solcher Geschichten habe ich 
heute gehört – unter anderem mit der 
Botschaft, dass auch Top-Manager 
lernfähig sind. Aber das ist jetzt viel-
leicht für meine Rolle als Querdenker 
schon zu sehr mitgedacht – obwohl: 
Ein bisschen Mit-Denken wollte ich mir 
nicht verbieten lassen.

Andreas Sentker

Andreas Sentker, Ressortleiter Wissen DIE ZEIT, Herausgeber ZEIT Wissen

Sie haben den Tag mit der zentralen 
Frage eröffnet: Wie organisiert man ein 
gerechtes Maß an Bürgerbeteiligung? 
Wie kriegt man einen fairen Interessen-
ausgleich zustande? Ich muss gestehen: 
Eine „beste Lösung“ habe ich heute 
nicht gehört – vermutlich kann es  
sie gar nicht geben. Auch zweitbeste 
Lösungen existieren wohl nur im Plural, 
denn die Herausforderungen sind poli-
tisch, ökonomisch und sozial funda-
mental verschieden. Was sie eint, ist 
das Aufeinandertreffen unterschiedlicher 
Interessen und die Frage, wie man 
diese Interessen miteinander versöhnen 
kann. Mir sind bei der Vorbereitung des 
heutigen Tages zwei Geschichten dazu 
eingefallen. Die eine habe ich gelesen, 
die andere selbst erlebt:

Douglas Adams‘ „Per Anhalter durch 
die Galaxis“ aus dem Jahr 1978 be-
ginnt mit einer gewaltigen Katastrophe. 
Über der Erde taucht eine vogonische 
Bauflotte auf, die mitteilt, dass hier jetzt 
eine hypergalaktische Express-Route 
eingerichtet werden müsse. Der Planet 
sei leider im Weg und werde gesprengt. 
Auf die Proteste der Menschen hin 
heißt es, die Pläne zu dieser galakti-
schen Umgehungsstraße hätten doch 
schon 50 Jahre im lokalen Planungs
büro auf Alpha Centauri ausgelegen. 
Für Einspruch sei es zu spät, sagt der 
vogonische Bauführer und drückt den 

roten Knopf. Wenn Sie hier Parallelen 
zu irdischen Planfeststellungsverfahren 
entdecken, liegen Sie sicher nicht falsch. 

Die zweite Geschichte stammt aus 
meiner Studienzeit. Wir hatten einen 
akademischen Oberrat, der ein hervor-
ragender Didaktiker war und Tafelbilder 
entwarf, während er mit uns diskutierte. 
Wir staunten immer, wie er die Diskus-
sionen so perfekt mit seinen Bildern 
zusammenfassen konnte. Ein Jahr spä-
ter war ich Assistent am Lehrstuhl und 
erwischte ihn, wie er in der Pause alles 
schon mit feiner blauer Kreide auf der 
grünen Tafel vorzeichnete. Bei mir stellte 
sich im Nachhinein das schlechte 
Gefühl von Pseudo-Partizipation ein.

Was Partizipation sein kann, dafür gibt es 
heute viele Formen und Begriffe. In alpha-
betischer Reihenfolge und ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit: Anhörung, Bürger-
begehren, Bürgerbeteiligung, Bürgerbe-
fragung, Bürgerforum, Bürgergutachten, 
Bürger-Panels, Bürger-Workshops, 
Dialogforen, Einwohnerfragestunden, 
E-Partizipation, Ideenwettbewerbe, 
Planungsdialoge, Planungszellen, 
Projektbeiräte, Referenten, Roadshows, 
Runde Tische. 

Es klingt also so, als arbeiteten unsere 
Repräsentanten und Unternehmer  
an einer beständigen Gegenwart von 

Umarmungen. Und nicht immer ist klar, 
welche davon tatsächlich ernst gemeint 
sind – manche scheinen eine Verzweif-
lungstat zu sein. Einerseits ist vielen 
offenbar klar: Wir brauchen neue Stra-
ßen, Bahnhöfe, Schulen, Wohnungen, 
Stromtrassen. Doch andererseits ver-
hindert München Olympische Spiele und 
neue Stadien, Bielefeld spricht sich gegen 
einen Ausbau der U-Bahn aus, Ham-
burg protestiert gegen ein Kinderwohn-
heim und Obdachlosenunterkünfte ... 

Doch es protestiert und interveniert nie 
ganz Hamburg, Bielefeld oder München, 
sondern es sind oft nur die Bewohner 
der betroffenen Stadtviertel oder Straßen-
züge. Was die – auch an diesem Tag 
nicht beantwortete – Frage aufwirft:  
Wie viel Mal „mein Wohl“ ist eigentlich 
Gemeinwohl? Und wessen Gemeinwohl 
wird da eigentlich diskutiert? Ange-
sichts der viel zitierten Wutbürger  
kann man sich des Eindrucks nicht 
erwehren: Es ist immer stärker das 
Wohl der Bessergestellten und der 
Bessergebildeten.

Gleichzeitig haben wir heute auch schon 
gehört: Mehr Wissen führt nicht zwangs-
läufig zu einer aufgeklärteren Gesell-
schaft. Es gibt eben keinen linearen 
Zusammenhang zwischen der zur 
Verfügung stehenden Information und 
der Rationalität von Positionen oder 

Quergedacht – ein 
zusammenfassendes Fazit

Quergedacht – ein zusammenfassendes  Fazit Quergedacht – ein zusammenfassendes  Fazit
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Diskussion und Ausblick

Eine frühzeitige und direkte Einbindung von Bürgern kann die Akzeptanz in der 
Bevölkerung für Veränderungen erhöhen. Für viele Großprojekte sind Beteiligungs-
verfahren sogar Voraussetzung für deren Erfolg. Gleichzeitig zeigt die Erfahrung 
aber oft, dass diese Partizipation zu Frustration auf allen Seiten führt und erfor-
derliche Maßnahmen verzögern oder verhindern kann. Zum Abschluss der 
elften Hamburger Gespräche diskutierten Referenten und Teilnehmer über die 
Chancen und Risiken von mehr Bürgerbeteiligung und nahmen sich der Frage 
an, wie unsere Gesellschaft bei einer optimalen Einbeziehung der Bürger hand-
lungsfähig bleiben kann.
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Dr. Johannes Merck, Michael 
Otto Stiftung: Partizipation ist durch-
aus sinnvoll – darin waren wir uns heute 
überwiegend einig. Dennoch drohen die 
Partikularinteressen in vielen Fällen die 
allgemeinen Interessen zu überlagern, 
so dass eine Entwicklung in eine falsche 
Richtung gelenkt werden kann. Wie sol-
len wir mit diesem Zwiespalt umgehen?

Prof. Gesine Schwan: Ich finde  
es zunächst einmal ganz wichtig, diese 
Partikularinteressen überhaupt aus
zusprechen. Oft werden die eigenen 
Interessen ja hinter irgendeinem Gemein
interesse versteckt. Unsere Demokratie 
ist jedoch darauf angelegt, dass ein 
Partikularinteresse erst mal völlig legitim 
ist – nur nicht allein, sondern es muss 
konfrontiert werden mit den anderen In-
teressen. Es ist letztlich eine Frage, wie 
weit wir vermuten, dass Menschen zu 
vernünftigen Lösungen oder zu 
Fairness bereit sind. Und das ist eine 
Glaubensfrage, das können Sie nicht 
empirisch beweisen. Ich habe jedenfalls 
so viele Menschen gefunden, die dazu 
bereit sind, dass ich mir meinen Glau-

Zum Abschluss der elften Hamburger Gespräche für Naturschutz diskutierten 
Dr. Michael Otto, Vorsitzender des Kuratoriums der Michael Otto Stiftung, und 
die Referenten Prof. Dr. Dr. h. c. Gesine Schwan, Philipp Göltenboth, Dr. Hans-
Peter Meister, Gerd Billen und Andreas Sentker über die Chancen und Risiken 
von mehr Bürgerbeteiligung. Die Teilnehmer versuchten eine Antwort auf die 
Frage zu finden, wie unsere Gesellschaft bei einer Einbeziehung unterschiedli-
cher Interessengruppen handlungsfähig bleiben kann.

Abschlussdiskussion

Abschlussdiskussion Abschlussdiskussion

Gerade in afrikanischen Ländern bietet 
sich natürlich die Solarenergie an. Die-
ses Thema haben wir zum Beispiel im 
Weltzukunftsrat aufgegriffen. Wir möch-
ten aber nicht nur in den Ländern vor 
Ort aufzeigen, welche Wege sinnvoll 
sind, sondern vor allem auch an die 
deutsche Wirtschaft herantreten und ihr 
verdeutlichen, dass es einen Know-how-
Transfer, einen Technologie-Transfer  
in diese Länder geben muss. Nur so 
können wir erreichen, dass dort zumin-
dest nicht der mühselige und umwelt-
schädliche Weg, den wir hier seit der 
Industrie-Revolution gegangen sind, 
nachvollzogen wird, sondern dass di-
rekt ein Sprung nach vorne in die Zeit 
der Solarenergie stattfindet.

Ein anderes Beispiel ist der Erhalt der 
tropischen Regenwälder. Wir haben 
heute ja schon einiges darüber gehört. 

Hier ging es um Brasilien, dasselbe gilt 
selbstverständlich auch für Südostasien 
und Afrika. Natürlich ist es richtig immer 
wieder darüber zu sprechen, dass die 
Bewahrung der Regenwälder für den 
Klimaschutz und die Biodiversität von 
entscheidender Bedeutung ist. Nun kön-
nen wir diese Länder jetzt nicht alleine 
lassen und einfach sagen: Bei uns sind 
nun langsam alle Urwälder abgeholzt, 

ben nicht verderben lasse. Den behalte 
ich.

Ich möchte aber noch etwas anderes 
anmerken: Nach meiner Erfahrung ist 
das Argument, dass die Unternehmen 
heute grenzüberschreitend miteinander 
konkurrieren und wir deshalb schnell 
greifbare Resultate erzielen müssen, 
das schwierigste Problem. Es ist ja 
wahr: Wir sind in einem globalen Wett-
bewerb. Aber manchmal ist das auch 
bloß eine Rechtfertigung, um zu verhin-
dern, dass die Dinge in Ruhe durchdacht 
werden. Wenn wir erstmal begriffen ha-
ben, dass andere Länder vor analogen 
Problemen stehen – sie mögen vielleicht 
ein Gebäude ganz schnell hochziehen, 
doch dafür geschieht das nur für 25 
Jahre mit dem Wissen, dass es dann 
wieder zerstört wird –, so sind wir schon 
ein ganzes Stück weiter. Außerdem 
müssen wir uns aber auch klarmachen, 
dass solche Verständigungsprozesse, 
wie ich sie nenne, nicht zu sofort greif-
baren, verwertbaren, vielleicht sogar auf 
dem Markt absetzbaren Ergebnissen 
führen. Sie brauchen Zeit und sind zum 

Teil immateriell, sie spielen sich in den 
Köpfen und in den Herzen ab. Diese 
beiden Punkte, gilt es meiner Meinung 
nach zu begreifen, um zu einem echten 
Fortschritt zu kommen.

Dr. Johannes Merck: Im Partizipa-
tiven manifestieren sich natürlich starke 
lokale oder regionale Interessen. Führt 
das womöglich zu einer Art Abschottung? 
Wie können wir gewährleisten, dass  
wir uns in Deutschland nicht in eine Iso-
lation begeben?

Dr. Michael Otto: Meiner Meinung 
nach ist es zunächst einmal wichtig anzu-
erkennen, dass viele Herausforderungen 
heute global sind. Der Klimawandel und 
der Rückgang der Biodiversität machen 
selbstverständlich nicht an Grenzen 
halt. Deshalb müssen sich auch natio-
nale Initiativen international vernetzen. 
Ich denke beispielsweise daran, dass 
wir in afrikanischen Ländern einen 
außerordentlichen Energiebedarf haben. 
Wir sollten diese Staaten dabei unter-
stützen, eine möglichst klimaneutrale 
Energieversorgung sicherzustellen. 

jetzt sollen die mal dafür sorgen, dass 
dort nicht das Gleiche passiert. Nein, hier 
müssen wir auch international helfen 
und unterstützen – was im Übrigen be-
reits erfolgt. Wir dürfen nicht vergessen, 
dass die Nationalparks am Amazonas 
von der Weltbank immerhin mit 500 
Millionen Dollar unterstützt werden. Es 
gibt zudem Ansätze, den Regionen 
über den Emissionshandel Gelder für 
den Erhalt ihrer Wälder zu geben und 
damit einen Beitrag zum Klimaschutz 
zu leisten. Und das ist meiner Meinung 
nach so wichtig: Wir dürfen diese Län-
der nicht alleine lassen, sondern wir 
müssen sie als Weltgemeinschaft unter-
stützen. Internationale Zusammenarbeit 
ist hier ganz entscheidend.

Magnus Wessel, BUND: Mir ist 
die Frage nach den Ergebnissen heute 
etwas zu kurz gekommen. Ich bin 

Naturschützer und meine Ergebnis
erwartung ist ganz einfach: Am Ende 
müssen die Arten weiterhin da sein und 
am Ende müssen die Lebensräume 
wieder da sein. Was ist, wenn Partizi
pation das nicht gewährleistet?

Prof. Gesine Schwan: Naja, wenn 
Sie an einem Partizipationsprozess teil-
nehmen, werden Sie schnell feststellen, 

dass Sie nicht einfach von sich aus das 
einzig richtige oder wichtige Ergebnis for-
mulieren können. Sie werden mit anderen 
Ergebniserwartungen konfrontiert – und 
gerade das ist dann der entscheidende 
Punkt. Partizipation ist zwar nicht total 
ergebnisoffen, weil sie ja auch von einer 
bestimmten Vorstellung von Menschen 
und von gegenseitigem Respekt aus-
geht – sonst wäre es lediglich ein Schlag-
abtausch. Aber Partizipation kann 
ermöglichen, dass wir neue Wege finden 
und dass wir eine Win-win-Situation 
erhalten. Es gibt natürlich auch legitime 
Konflikte, die können wir nicht von vorn-
herein ausräumen. Da wäre es gut, auf 
einer Ebene höher für eine gemeinsame 
Ausgangsbasis nach Argumenten zu 
schauen und diese gegeneinander abzu-
wägen. Aber einfach so von sich aus 
das einzige sinnvolle Ergebnis festzu
legen – das geht nicht.

Dr. Johannes Merck: Und was 
passiert, wenn wir in der Sache zu 
keinem Ergebnis kommen – ob mit 
Partizipation oder ohne?

Gerd Billen: Salopp gesagt: Dann hat 
der BUND verloren. Es ist doch so: Wir 
leben in einer demokratischen Gesell-
schaft und wir haben uns bestimmte 
Regeln gegeben, die wir einhalten. Jeder 
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hat die Möglichkeit, eine Entscheidung 
des Parlaments überprüfen zu lassen. 
Aber am Ende kann es Punkte geben, 
wo Sie oder ich schlicht ein Ziel nicht 
erreichen können. Das ist nicht schön, 
das ist im Einzelfall bitter, aber eine Alter-
native dazu kenne ich nicht.

Dr. Hans-Peter Meister: Ich 
stimme Ihnen zu, dass das vorkommen 
kann, bin aber wie Frau Prof. Schwan 
der Meinung, dass wir in solchen Parti-
zipationsverfahren oft ganz überra-
schende Lösungen finden. Und vor 
allem gilt es doch für uns, sich nicht nur 
von den juristischen Gegebenheiten 

leiten zu lassen, sondern über die vor-
handene Gesetzeslage hinaus Hand-
lungsspielräume zu erschließen. Ich 
glaube, solche Prozesse können gute 
neue Ansätze hervorbringen.

Dr. Johannes Merck: Und doch 
habe ich schon die Erfahrung gemacht, 
dass etwas sehr lange in Gremien dis-
kutiert wird und am Ende vergleichbar 
wenig dabei heraus kommt. Herr Göl-
tenboth, haben Sie manchmal das 
Gefühl, dass wir Zeit verlieren, die wir 
gar nicht haben?

Philipp Göltenboth: Ja, dieses Ge-
fühl habe ich schon gelegentlich. Deshalb 

Dr. Anja Hartmann, bucketrider.org: 
Damit das funktioniert, muss man ja da-
von ausgehen, dass der Mensch in der 
Lage ist, rational zu argumentieren, sich 
von emotionalen Interferenzen bis zu 
einem gewissen Grad zu distanzieren 
und – das halte ich für einen sehr hohen 
Anspruch – hinzunehmen, dass er Un-
recht haben könnte. Mich würde inter-
essieren was passiert, wenn Sie dieses 
Postulat des mündigen Individuums 
grundsätzlich anzweifeln, also nicht da-
ran glauben, dass Menschen in der Lage 
sind, sich selber in Frage zu stellen. 
Was wird dann aus dem ganzen Verfah-
ren der Partizipation? Brauchen wir 
dann andere Methoden? Oder fallen wir 
in eine atavistische Ordnung zurück, in 
der wir letztendlich nur noch die stein-
zeitlichen Keulen rausholen können?

Andreas Sentker: Ich hatte gestern 
Abend das Vergnügen, mit einem Che-
mie-Professor zu Abend zu essen, der 
sich entsetzt zeigte über die Fracking-
Debatte und die Ängste der Menschen 
aus wissenschaftlicher Sicht für völlig 
unbegründet hielt. Doch ich glaube, dass 
die rationalen Argumente in der Debatte 
nur die eine Seite der Medaille sind, die 
Emotionen aber eine andere. Und die 
muss man ernst nehmen. Das habe auch 
ich als ausgebildeter Naturwissenschaftler 
mühsam lernen müssen.

Prof. Gesine Schwan: Ich sehe die 
Gefühle und Instinkte gar nicht so ab-
wertend. Echte Lebensentscheidungen 
treffen Sie nicht rein rational, sondern 
da läuft im Gehirn ein sehr komplexer 
Vorgang ab, an dem Ihre Emotionen 
beteiligt sind. Hinzu kommt: Wir hatten 
schon so viele Gewissheitsformulierun-
gen in der Wissenschaft, die nachher 
nicht richtig waren. Deswegen finde ich 
es völlig okay, sie aus welchen Gründen 
auch immer anzuzweifeln.

Einer meiner akademischen Lehrer, 
Richard Löwenthal, hat immer gesagt: 
Demokratie ist das System, in dem 

glaube ich, dass es hin und wieder Situa-
tionen gibt, in denen man ganz kurzfristig 
agieren muss, so dass ein partizipativer 
Prozess zeitlich nicht möglich ist. Neh-
men wir die Elfenbein-Wilderei: Das 
langfristige Ziel ist natürlich, dass sich 
die Märkte in Asien verändern, doch bis 
das eintritt, werden alle Elefanten in 
Afrika ausgestorben sein. Also muss 
man zusätzlich kurzfristige Aktivitäten 
starten, die aber allein auf keinen Fall 
zur langfristigen Lösung führen werden.

Andreas Sentker: Ich befürchte, so 
funktioniert das nicht. Aber manchmal, 
wenn Sie in einem lokalen oder regionalen 

Konflikt verlieren, kann es sein, dass 
sich die Situation ganz anders darstellt, 
sobald Sie den Umfang des Verhand-
lungsspielraums verändern. So ist es 
zum Beispiel denkbar, dass die Anwoh-
ner vor Ort in Frankfurt wegen der be-
fürchteten Lärmbelästigung gegen den 
Ausbau des Flughafens sind, aber in 
der Region eine ganz andere Stimmung 
herrscht, weil die Menschen dort sich 
ganz andere Dinge erhoffen.

Dr. Hans-Peter Meister: Oft sind 
ja die Blockaden, die Sie beschrieben 
haben, auch dadurch bedingt, dass 
man davon ausgeht: Man muss jetzt 
unbedingt einen hundertprozentigen 

Konsens am gesamten Runden Tisch 
finden. Ich glaube, das funktioniert in 
der Praxis eben nicht. Das Verfahren 
muss vielmehr so angelegt sein, dass 
an einem gewissen Punkt ein starker 
Moderator mit Macht im Hintergrund 
sagt: Liebe Freunde, wir haben es jetzt 
lange genug diskutiert und jetzt ma-
chen wir das so und so. Oder es gibt 
eben eine Gruppe von 60, 70 Prozent 
der Teilnehmer, die dann die breite 
Mehrheit bildet und entscheidet. Verfah-
ren, in denen es solche Schlüssel gibt, 
können sehr zeitgewinnend sein.

Dr. Michael Otto: Ich glaube auch, 
dass man keinen hundertprozentigen 
Konsens erreichen wird. Wichtig ist es 
aber trotzdem, dass man über Partizi-
pation an die Themen herangeht, weil 
man nur so eine langfristige und nach-
haltige Lösung findet. Alles andere kann 
kurzfristig eventuell zu einer Lösung 
führen, wird aber immer wieder Unruhen 
verursachen. Auf der anderen Seite bin 
ich aber auch der Meinung, dass man 
letztlich irgendwo Entscheidungen tref-
fen muss. Wichtig ist es nur, dass alle 
damit leben können. Es geht nicht um 
einen Konsens, bei dem alle ihre Forde-
rungen voll erfüllt sehen, aber um einen, 
den alle akzeptieren können.

Prof. Gesine Schwan: Bei unseren 
Trialogen haben wir zunächst wirklich 
versucht, einen gemeinsamen Nenner 
zu formulieren. Und das war nicht sehr 
schlau, denn am Ende hatten wir dann 
ein so abgeschliffenes Papier, dass 
eigentlich keiner mehr richtig dahinter 
stand. Und es hatte auch keine klare 
Aussage. Dann sind wir dazu überge-
gangen, in der Regel zwei unterschied-
liche Antworten zu geben. Oder wir 
haben gesagt: In den und den Punkten 
sind wir uns einig, aber in diesen Punkten 
gab es unterschiedliche Meinungen. Und 
das hilft in der öffentlichen Debatte 
auch schon, wenn man dann die Argu-
mente kennt, die für diese beiden oder 
drei Positionen als Begründung dienen.

man am meisten lernen kann und auch 
am meisten lernen muss. Deswegen ist 
meine Erfahrung: Ich muss glauben, 
dass Menschen daran Gefallen finden, 
sich vernünftig zu orientieren. Und wenn 
ich auf welche treffe, die das nicht tun, 
so ist das für mich kein Gegenbeweis, 
denn es bleibt ein Glaube. Der ist ja 
nicht empirisch bewiesen. Ich habe es 
schon oft erlebt, dass Menschen mit 
einem großen Selbstbewusstsein in die 
Arena gegangen sind und da so richtig 
was verkündet haben, aber mit einer 
Haltung, dass alle anderen blöd sind, 
weil sie nicht begreifen, dass sie recht 
haben. Das ist für mich fast wie Kaba-
rett. Denn wenn man sie in Ruhe an-
geht und ihnen liebevoll erklärt: Das 
versteht man alles, aber sehen Sie doch 
mal, es gibt auch dieses oder jenes 
andere Argument …, dann werden sie 
durchaus hellhörig. Diese Form von 
Rechthaberei ist fast immer die Folge 
davon, dass sich Menschen nur in einem 
einheitlichen Milieu aufhalten. In dem 
Moment, in dem sie herausgefordert 
würden durch eine andere Erfahrung, 
würden sie schon ganz von selbst ein 
bisschen vorsichtiger werden.

Dr. Michael Otto: Wir wissen ja 
auch, dass Erkenntnis in der Regel nicht 
zum Handeln führt. Trotz Erkenntnis 
wird häufig ganz anders gehandelt. 
Deswegen, glaube ich, muss man das 

Thema Emotionen wirklich sehr ernst 
nehmen und darauf eingehen.

Gerd Billen: Und Emotionen spielen 
ja nicht nur in Partizipationsprozessen 
eine Rolle, sondern in vielem, was mit 
Schlichtung zu tun hat. Es gibt zum 
Beispiel etliche Verbraucher, die zwar 
lediglich einen geringen materiellen Ver-
lust erlitten haben, sich aber in ihrer 
Würde verletzt fühlen, etwa durch eine 
Abo-Falle im Internet. Deswegen sind 
diese Schlichtungsverfahren meiner 
Meinung nach wichtig, um herauszu
finden, was die Menschen beschäftigt 
und antreibt, bestimmte Dinge zu tun. 
Es geht auch um Geld, aber es geht 
ebenso darum, sein gutes Recht zu 
bekommen. Außerdem gibt es ja noch 
das klassische Gericht, vor dem unter-
schiedliche Interessenvertreter versu-
chen, eine Einigung zu erzielen. Die 
Frage bleibt: Was beschäftigt die Leute, 
auch in dem „nicht zugänglichen“ Teil?

Wir richten zurzeit einen Sachverstän
digenrat für Verbraucherfragen ein, 
dafür haben wir Prof. Gerd Gigerenzer 
berufen, der sich mit Risiko-Wahrneh-
mung beschäftigt. Die Deutschen 
haben riesige Bedenken, dass irgendwas 
im Essen ist, beispielsweise Gentechnik, 
Pestizide oder Gluten. In anderen Län-
dern würden sich die Menschen darüber 
köstlich amüsieren, die empfinden das 
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schlicht nicht als Problem. Eine weitere 
große Sorge bei uns ist der Gebrauch 
von Schusswaffen. In die USA gehören 
die dagegen in jeden Haushalt. Dort 
gibt es wiederum eine große Angst vor 
brennenden Weihnachtskerzen. Das 
alles sind Dinge, die man herausfinden 
kann, und damit sollte man sich beschäf-
tigen. Gar nicht unbedingt, um es zu 
bewerten, sondern es ist zunächst einmal 
so und das beeinflusst die Kommunika-
tion, das beeinflusst auch die Forderun-
gen. Ich glaube, das ist sehr wichtig.

Dr. Johannes Merck: Eine weitere 
spannende Frage wäre: Wie gehen wir 
um mit einem öffentlichen Gut, nämlich 
der biologischen Vielfalt, und den Besitz-
ansprüchen der Landwirte, die 50 Pro-
zent der Landesfläche unterm Pflug 
haben, ohne die biologische Vielfalt in 
irgendeiner Weise zu berücksichtigen?

Gerd Billen: Die Bundesregierung hat 
ja einen Nachhaltigkeitsrat ins Leben ge-
rufen. Es wurden Indikatoren entwickelt, 
um den Zustand der unterschiedlichen 
Nachhaltigkeitsbereiche zu messen, und 
daraus ergeben sich Arbeitsaufträge. Das 
Umweltministerium hat innerhalb der 
Bundesregierung die Aufgabe, darauf 
zu achten, dass die Umweltbelange auch 
eingehalten werden. Und ich glaube, 
dass da in der jetzigen Bundesregierung 
mit der Großen Koalition vom Umwelt-
ministerium auch klare Hinweise in den 

Bereich Landwirtschaft kommen. Das 
ist die politische Ebene. Für die andere 
Ebene habe ich auch kein Rezept. Wie 
können Naturschützer und Landwirte  
in der Region zusammenarbeiten und 
überlegen, wie sie mit Nutzungskonflikten 
umgehen? Das erscheint mir da der 
wichtigste Punkt.

Dr. Kilian Delbrück, Umwelt­
ministerium: Vielleicht kann ich gleich 
ergänzen: Der Befund ist natürlich völlig 
richtig. Wir bemühen uns, aber es gibt 
auch Konflikte. Ich möchte den Ball ein 
bisschen zurückspielen zur Unterneh-
mensseite. Man könnte sich ja auch mal 
von Seiten der gewerblichen Wirtschaft 
fragen, ob das Steuergeld, mit dem wir 
die Agrarproduktion in Deutschland 
bezahlen, dort so gut angelegt ist oder 
ob man es nicht vielleicht anderweitig 
anlegen könnte. Ein anderer Punkt, der 
gerade auftaucht: Wir wissen, dass wir 
aus Naturschutz-Gründen die Stick-
stoffbelastung reduzieren müssen. Es 
gibt Gegenden, in denen kein weiterer 
Stickstoff mehr emittiert werden darf. 
Großprojekte der gewerblichen Wirt-
schaft können dort nicht stattfinden, 
weil die Landwirtschaft bereits alles 
belegt. Auch hier könnte man sich von 
Seiten der Wirtschaft überlegen, ob das 
Thema Landwirtschaft vielleicht eines 
ist, bei dem man in Richtung biolo
gische Vielfalt oder Naturschutz aktiv 
werden könnte.

Dr. Johannes Merck: Aber man 
muss hier ja in Eigentumsrechte ein
greifen ... Eigentum verpflichtet, aber 
wie lässt sich das in gesellschaftliche 
Prozesse einbinden?

Dr. Michael Otto: Die Steuermittel, 
die hier fließen, fließen natürlich über 
Europa. Und da ist es recht bedauer-
lich, dass die von der Europäischen 
Kommission vorgeschlagene Agrar
reform – auch durch Deutschland – 
deutlich verwässert worden ist. Darin 
war die Umweltverpflichtung ja zu-
nächst sehr viel stärker vorgesehen.

Dr. Johannes Merck: Lieber Herr 
Dr. Otto, haben Sie herzlichen Dank. 
Ich darf Sie nun bitten, noch einige 
Sätze zum Abschluss der diesjährigen 
Hamburger Gespräche zu sagen.

Dr. Michael Otto: Ich fand die 
heutige Veranstaltung wieder hoch
interessant und außerordentlich leben-
dig. Ich habe viel dazugelernt und ich 
glaube, gerade die Tatsache, dass  
das Thema aus unterschiedlichen 
Perspektiven beleuchtet wurde, hat 
unseren Austausch so spannend ge-
macht. Natürlich ist dieses Thema noch 
lange nicht ausdiskutiert, aber es haben 
sich einige Ansätze gezeigt und ich 
hoffe, dass alle Anwesenden viele An­
regungen mitnehmen können. Als 
Konsens hat sich ergeben, dass man 
heute und zukünftig nicht an große 
Veränderungen herangehen kann, 
indem man sie quasi „von oben“ fest-
legt, sondern dass hier Partizipation in 
der richtigen Form – gut strukturiert,  
gut organisiert – stattfinden muss. Nur 
so werden wir die Themen der Zukunft 
bewältigen können. Dabei müssen wir 
global denken und global handeln.  
Ich möchte allen Referenten ganz herz-
lich für ihre Vorträge danken und Ihnen 
allen nicht nur für Ihr Kommen, sondern 
auch für die lebendige Diskussion. 
Vielen Dank.

Abschlussdiskussion
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„Grenzen des Wachstums“ 
Bereits 1972 warnte der Club of Rome, 
dass bei einem unveränderten Wachstum 
die Belastbarkeit des Planeten innerhalb 
der nächsten 100 Jahre erreicht sei. 
Dennoch ist der Ressourcenverbrauch 
heute höher denn je. Die Suche nach 

Wegen aus der Wachstumsfalle beschäftigte 2011 die Exper-
ten auf der Veranstaltung „Grenzen des Wachstums“.

„Innen hui, außen pfui?“ 
Das Bemühen um mehr Nachhaltigkeit  
in Zeiten der Globalisierung darf nicht an 
den Landesgrenzen enden. Umweltpro
bleme ins Ausland zu verlagern ist keine 
Lösung. Die Experten bei den Hamburger 
Gesprächen 2013 „Innen hui, außen pfui?“ 

begaben sich auf die Suche nach einer weltweit wirkungs
vollen Nachhaltigkeitsstrategie.

„Natur frei Haus“ 
Die biologische Vielfalt geht nach und 
nach unwiderruflich verloren. Das könnte 
daran liegen, dass die Nutzung der Natur 
in aller Regel gratis ist und deshalb wert-
los erscheint. Die Hamburger Gespräche 
2009 „Natur frei Haus“ befassten sich  

mit dem riskanten Umgang mit dem Marktfaktor Natur und 
Wegen aus der Krise.

„Stadt, Land, Flucht?“ 
Aufgrund der fortschreitenden Land- 
flucht werden bald zwei Drittel der Welt-
bevölkerung in städtischen Großräumen 
und Megacities leben. Zugleich verändern 
sich die Bevölkerungsstrukturen in den 
ländlichen Räumen. Chancen und Risiken 

beider Entwicklungen standen 2010 auf der Veranstaltung 
„Stadt, Land, Flucht?“ im Fokus.

„Letzte Ausfahrt: Wandel?“ 
Die Zeit für die Transformation in eine 
nachhaltige Gesellschaft drängt. 2012  
befasste sich die Veranstaltung „Letzte 
Ausfahrt: Wandel?“ mit Spielräumen  
und Grenzen des nötigen Wandels. Die 
Experten zeigten Handlungsoptionen  

für unsere Gesellschaft auf und umrissen Herausforderungen 
und Chancen, die auf uns zukommen.

„Ende der Vielfalt?“ 
Die biologische Vielfalt zu erhalten, ist eine 
der größten Herausforderungen unserer 
Zeit. Wie kann die Landwirtschaft trotz  
der weltweit steigenden Nachfrage nach 
Nahrungsmitteln und nachwachsenden 
Rohstoffen dem Artenschutz besser 

gerecht werden? Dieser Frage gingen die Hamburger Ge
spräche 2008 „Ende der Vielfalt?“ nach.

„Fisch ohne Schutz“ 
Die Fischindustrie hat nicht nur drama
tische Auswirkungen auf die Ökosysteme 
und die Biodiversität der Ozeane, die 
Überfischung bringt auch negative Folgen 
für die Menschen mit sich. 2007 erör
terten die Experten bei der Veranstaltung 

„Fisch ohne Schutz“ die ökologischen, ökonomischen und 
sozialen Entwicklungen.

„Land unter?“
Der Klimawandel gefährdet auch unwieder-
bringliche Naturgüter wie etwa das ökolo-
gisch äußerst wertvolle Wattenmeer. 2005 
erläuterten Experten auf der Veranstaltung 
„Land unter?“ die Auswirkungen des 
Meeresspiegelanstiegs auf die Küsten

regionen und diskutierten Ansätze, wie der Natur- und Küs-
tenschutz reagieren können.

Seit 2004 veranstaltet die Michael Otto Stiftung die Hamburger Gespräche für 
Naturschutz. Die Symposien dienen dazu, die gesellschaftliche Debatte über 
wichtige Umweltthemen zu beleben, ein Bewusstsein für die Belange des Natur-
schutzes zu schaffen und integrierte nationale und internationale Lösungsansätze 
zu entwickeln. Die Michael Otto Stiftung fungiert in diesem Prozess als Plattform 
und versammelt einflussreiche Vertreter aus Wissenschaft, Wirtschaft, Zivil­
gesellschaft und Politik an einem Tisch. Die Gespräche ermöglichen so eine 
intensive gesellschaftliche Debatte weit über den Tag der Veranstaltung hinaus.

Die Hamburger Gespräche  
für Naturschutz
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„Wasser in Not“
Wasser war 2004 das erste Schwer-
punktthema der Hamburger Gespräche, 
weil es bei der Zerstörung natürlicher 
Lebensgrundlagen meist im Zentrum 
steht. Die wichtige Ressource ist durch 
Übernutzung und Verschmutzung akut 

gefährdet. Globale Entwicklungen und mögliche Lösungs
ansätze beleuchtete die Veranstaltung „Wasser in Not“.

„Natur im Klima-Deal“ 
Bei Fragen des Wasser- und Gewässer-
schutzes nimmt der Klimawandel eine 
entscheidende Rolle ein. Auf der Veran-
staltung „Natur im Klima-Deal“ ging es 
2006 um Chancen und Risiken der 
Investition in CO2-Senken, denn die 

artenreichsten natürlichen Lebensräume sind überwiegend 
auch die produktivsten Speicher von CO2.

Die Dokumentationen der Hamburger Gespräche können Sie unter info@michaelottostiftung.org kostenlos bestellen  
oder im Internet unter www.michaelottostiftung.de/de/dialog/hamburger-gespraeche.html herunterladen.

www.michaelottostiftung.de/de/dialog/hamburger-gespraeche.html
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Die Michael Otto Stiftung entwickelt Strategien und fördert Projekte für zukunfts-
weisende Perspektiven im Natur und Umweltschutz. Um dieses Ziel zu erreichen, 
engagiert sie sich in drei unterschiedlichen Aktionsfeldern.

Michael Otto Stiftung 
für Umweltschutz

Michael Otto Stiftung für Umweltschutz

Förderung
Neue Wege im Gewässer- und Feuchtgebietsschutz zu eröffnen 
ist seit mehr als 20 Jahren zentrales Anliegen der Michael 
Otto Stiftung. Gefördert werden innovative Projekte, die lang-
fristig zum Erhalt der Lebensgrundlage Wasser beitragen. 
Den aktuellen Förderschwerpunkt bilden Naturschutzprojekte, 
die zum Schutz von Fließgewässern, Feuchtgebieten, Mooren 
und stehenden Gewässern sowie zum nachhaltigen Umgang 
mit Flusslandschaften beitragen. Der geografische Schwer-
punkt liegt in Deutschland sowie im östlichen Europa, Nord- 
und Zentralasien.

aqua-projekte
Speziell an Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene richtet 
sich das Jugendprogramm aqua-projekte. Die Michael Otto 
Stiftung gibt den jungen Teilnehmern die Möglichkeit, eigene 
Projekte zum Schutz der Ressource Wasser umzusetzen. Ziel 
ist es, ihre Eigeninitiative im Bereich Naturschutz zu steigern 
und sie zu Verhaltensänderungen zu motivieren.

Bildung
Um neue Impulse für die Wissenschaftslandschaft zu setzen, 
hat die Michael Otto Stiftung sowohl Stiftungsprofessuren als 
auch Bildungs- und Forschungszentren exemplarisch finanziell 
unterstützt. Die drei geförderten Professuren initiierten neue 
Impulse in der universitären Forschungslandschaft, die ein
geführten interdisziplinären Studiengänge ermöglichten Studie-
renden einen wissenschaftlichen Zugang zu Themen wie 

Umweltethik, Nachhaltigkeit und globale Veränderungen sowie 
Klimapolitik. Die geförderten Bildungs- und Forschungszentren 
Michael-Otto-Institut im NABU in Bergenhusen, Nationalpark-
Zentrum Königsstuhl auf Rügen und Erlebniszentrum Natur-
gewalten in List auf Sylt sollen die Relevanz des Themas 
Naturschutz weiten Teilen der Bevölkerung näherbringen.

AQUA-AGENTEN 
An Hamburger Grundschüler richtet sich das von der Michael 
Otto Stiftung ins Leben gerufene und koordinierte Kooperations
projekt AQUA-AGENTEN. Es wurde entsprechend den Grund-
sätzen einer Bildung für eine nachhaltige Entwicklung (BNE) 
konzipiert. Das Bildungsprogramm bietet den Kindern die 
Möglichkeit, spielerisch und dennoch systematisch die Bedeu-
tung von Wasser für Mensch, Natur und Wirtschaft zu erkunden. 
Eingebettet in den Sachunterricht packt es sie bei ihrer Neugier 
und Entdeckerfreude und gibt ihnen Gelegenheit die Vielfalt 
von Wasser zu erforschen. Das Projekt ist dreimal innerhalb 
der Weltdekade Bildung für nachhaltige Entwicklung (2005 
bis 2014) ausgezeichnet worden.

Dialog
Sich umweltpolitischen Herausforderungen zu stellen und diese 
zu meistern erfordert einen engen Austausch zwischen Natur-
schutz, Politik, Wissenschaft und Wirtschaft. Die Michael Otto 
Stiftung setzt relevante Themen auf die Agenda und bringt 
Entscheider an einen Tisch. So schafft sie Foren, in denen 
Herausforderungen ebenso wie Chancen für alle Beteiligten 
diskutiert werden können und ermöglicht konstruktive Lösungen

Impressum und Bildnachweise

für Mensch und Natur. Neben den seit 2004 jährlich statt
findenden Hamburger Gesprächen für Naturschutz engagiert 
sich die Stiftung im Rahmen verschiedener Dialogprojekte.

Berliner Klimadiskurse
Die „Berliner Klimaerklärung der Michael Otto Stiftung“ ist 
Ergebnis der Berliner Klimadiskurse. Sie diente 2007 als Aus-
gangspunkt für die Gründung der Unternehmerinitiative 2° – 
Deutsche Unternehmer für Klimaschutz, die Lösungen in Be-
zug auf die Herausforderungen des Klimawandels entwickelt 
und vorantreibt.

Wattenmeerdialog
Die Auswirkungen des Klimawandels auf das Wattenmeer und 
die Wattenmeerregion standen im Mittelpunkt des Watten-
meerdialogs (2007 bis 2010). Gemeinsam mit einer Arbeits-
gruppe aus renommierten Experten hat die Michael Otto 
Stiftung das „Zukunftsbild für eine klimasichere Wattenmeer-
region“ entwickelt. Das Konzept befasst sich mit wichtigen 
Zukunftsfragen, soll den Gedankenaustausch anregen und 
Dialoge durch kreative Ideen unterstützen.

Biodiversitäts-Initiative
Im Themenfeld Biodiversität hat die Michael Otto Stiftung im 
Anschluss an die Hamburger Gespräche 2008 einen Dialog-
prozess gestartet. Er hatte zum Ziel, gemeinsam mit Landwirten 
und Naturschützern Lösungen für einen Erhalt der Biodiver
sität in der Landwirtschaft zu suchen. Im 2014 aktualisierten 
„Fachgutachten über die Höhe von Ausgleichszahlungen für 
die naturnahe Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Nutzflächen 

in Deutschland“ von Prof. em. Dr. Ulrich Hampicke werden 
mögliche Lösungsansätze dargelegt. Darüber hinaus hat die 
Michael Otto Stiftung jüngst eine Studie „Naturschutz in der 
Agrarlandschaft am Scheideweg“ erstellen lassen, um die 
Defizite und Erfolgsfaktoren von Managementmaßnahmen für 
den Naturschutz auf landwirtschaftlich genutzten Flächen 
wissenschaftlich zu bewerten. Damit will die Michael Otto 
Stiftung neue Impulse für die zukünftige Entwicklung des Natur-
schutzes in der Landwirtschaft geben.

Das Kuratorium
Garant für die Umsetzung der anspruchsvollen Zielsetzung 
der Stiftung ist das Kuratorium, das mit führenden Persönlich-
keiten maßgeblicher Umweltinstitutionen, der Wissenschaft 
und der Wirtschaft besetzt ist:

Dr. Michael Otto | Eberhard Brandes | Jochen Flasbarth  
Prof. Dr. Christoph Leuschner | Dr. Johannes Merck   
Janina Otto | Cornelia Quennet-Thielen | Olaf Tschimpke

Bildnachweise

Michael Otto Stiftung für Umweltschutz
Werner-Otto-Str. 1-7
22179 Hamburg
Tel.: 	+49 (0)40 / 6461 7670
Fax: +49 (0)40 / 6464 6452
E-Mail: hamburger-gespraeche@michaelottostiftung.org
www.michaelottostiftung.de

Konzept, Text und Gestaltung:
Catrin Meyer (Text), Stefanie Oehlke (Gestaltung)

Tagungsfotos: Krafft Angerer, Hamburg
Umschlag: maxcam, fotolia.com
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Auf unserer Website finden Sie auch die Kernaussagen unserer Referenten in  
Videoform sowie den Trailer zu den Hamburger Gesprächen 2014:  
http://www.michaelottostiftung.de/de/dialog/hamburger-gespraeche/2014/
Videos-2014.html
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